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1. EINFÜHRUNG  

1.1. Lage des Plangebiets 

Der Geltungsbereich befindet sich am südwestlichen Ortsrand des Ortsteils Niederroth. Die Entfernung 
zum Rathaus in Markt Indersdorf beträgt ca. 5,46 km, zur Kindertagesstätte in Niederroth, Schulstraße 3 
ca. 845 m, zur Grund- und Mittelschule in Markt Indersdorf am Wittelsbacherring 15 ca. 5,79 km, zur Re-
alschule Vinzenz von Paul Marienplatz 7 ca. 4,97 km und zum Gymnasium in Markt Indersdorf Arnbacher 
Straße 40 ca. 5,07 km.  
Zur Grundversorgung mit Backwaren befindet sich eine Bäckerei in Niederroth, weitere Lebensmittel der 
Grundversorgung können im Hauptort Markt Indersdorf erworben werden. 
 

 
Abb. 1:  Auszug aus der Digitalen Ortskarte (DOK, Stand 07.02.2022), Geltungsbereich (rot), Plangrund-

lage: Geodatenbasis © Bayerische Vermessungsverwaltung, (Originalmaßstab 1/5.000 bzw. 
DOK 1/10.000) 

1.2. Anlass, Ziel und Zweck des Bebauungsplanes 

Der Markt Markt Indersdorf möchte im Ortsteil Niederroth den Wünschen nach Bauland nachkommen. Da-
bei soll, im Bereich des bestehenden Bebauungsplanes Nr. 33 „Birkenstraße“, die landwirtschaftlich ge-
nutzte Fläche in diesen integriert werden. Nachdem die vorhandene Bachstraße (vormals Birkenstraße) 
bereits das landwirtschaftliche Grundstück umschließt, liegt es nahe, die asymmetrisch entwickelte Bebau-
ung abzurunden. 
So dient die Aufstellung des Bebauungsplanes insbesondere der Ausweisung von Flächen für den Woh-
nungsbau (§ 1 Abs. 3 BauGB). 
 

Darüber hinaus sollen die Belange der Investitionen zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum 
(§ 13a Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 BauGB), der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB), 
insbesondere die Bedürfnisse der Familien (§ 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB), der Eigentumsbildung weiter Kreise 
der Bevölkerung sowie die Anforderung an kostensparendes Bauen (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB), der spar-
same und schonende Umgang mit Grund und Boden (§ 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB), der Belang des Orts- 
und Landschaftsbildes (§ 1 Abs. 6 Nr. 5 BauGB) und der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn-
verhältnisse (§ 1 Abs. 6 Nr. 1 BauGB) berücksichtigt werden. 
 

Ferner wird durch eine beschleunigte Baurechtsausweisung ein Flächenanteil für kommunal geförderten 
Wohnungsbau im Rahmen eines Einheimischenmodells vorbereitet. Dabei sollen die im Eigentum der 
Marktgemeinde stehenden Baugrundstücke dem Erwerb angemessenen Wohnraums durch einkommens-
schwächere und weniger begüterte Personen der örtlichen Bevölkerung zur Verfügung gestellt werden.  
 

Hierzu werden ein „Allgemeines Wohngebiet“ (ca. 2.550 m²) und „Verkehrsflächen“ (ca. 1.185 m² bislang 
ca. 1.180 m²) festgesetzt. 
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2. AUSGANGSITUATION  

2.1. Abgrenzung und Größe 

Der Geltungsbereich umfasst eine Fläche von ca. 0,4135 ha mit Abmessungen von ca. 63 m auf ca. 56 m 
bzw. 54 m und einer ca. 100 m langen und 7,5 m bzw. bis ca. 20,5 m breiten Fortsatz nach Norden bzw. 
Westen (nicht ausgebauter Teil der Bachstraße). Dieser beinhaltet: 

− Fl.-Nr. 121 Teilfläche Gem. Niederroth (spätere Bauparzellen = Grund der Überplanung), 

− Fl.-Nr. 839 Teilfläche Gem. Niederroth (Teilfläche der nördlichen Bachstraße) 

− Fl.-Nr. 840 Teilfläche Gem. Niederroth (öffentliche Wegefläche, Verlängerung der Bachstraße), 

− Fl.-Nr. 128 Teilfläche Gem. Niederroth (öffentlicher Weg von Niederroth nach Kreut) und 

− Fl.-Nr. 122/5 Teilfläche Gem. Niederroth (Teil der südlichen Bachstraße). 
 

Das Gelände fällt im zentralen Bereich von Südwesten (ca. 490,75 m ü.NHN1) nach Norden (ca. 486,5 m 
ü.NHN) um ca. 4,25 Höhenmeter und ca. 7,9 % und insgesamt auf ca. 482,5 m ü.NHN um ca. 8,25 Höhen-
meter (ca. 10,2 %). 
 

Das Gebiet wird begrenzt im Uhrzeigersinn, beginnend im Norden: 

− durch die nördlichen Grenzen der Fl.-Nrn. 840 und 839 (Bachstraße, Teil Nord),  

− durch das Ende des Straßenausbaus der Bachstraße in etwa auf Höhe der Fl.-Nrn. 835 bzw. Fl.-Nr. 
120/3 (Bachstraße Nrn. 109/109a), 

− durch die südlichen Grenzen der Fl.-Nrn. 840 und 839 (Bachstraße, Teil Nord) 

− durch die östliche Grenze der Fl.-Nr. 840 (Bachstraße, Teil West) bis in etwa der Bewirtschaftungs-
grenzen der Ackerfläche auf Fl.-Nr. 121, 

− durch die westlichen Grenzen der bebauten Grundstücke Fl.-Nr. 120 (Bachstraße Nrn. 111/111a) und 
Fl.-Nr. 122/1 (Bachstraße Nr. 125), 

− durch die nördliche Grenze der Fl.-Nr. 122/5 (Bachstraße, Teil Süd) bzw. bis zur landwirtschaftlichen 
Grundstück Fl.-Nr. 122/7 und  

− durch die östliche und nördliche Grenze des landwirtschaftlichen Grundstücks Fl.-Nr. 841 mit dessen 
Verlängerung nach Norden (bis zur Fl.-Nr. 837). 
 

 
Abb. 2:  Bestandsaufnahme August 2019 bzw. Dezember 2022, DOP20 vom 06.05.2018 cyan: Geltungs-

bereich Innerhalb: hellgrün/grün - Fläche für Landwirtschaft (Ackerfläche und Wiese), cyan: ge-
werbliche Nutzungen, rote Punkte: Kleinrammbohrung Außerhalb: hellrot – Wohnnutzung, rot: 
Garagen, blau: Landwirtschaft, rotbraun – Nebengebäude, grau: umgenutzt, Nebenräume) Plan-
grundlage: Geodatenbasis © Bayerische Vermessungsverwaltung, , (Originalmaßstab 1/1.000) 

 

 
1  Laserscan-Befliegung Eching in der Zeit vom 16.03. - 17.04.2012. Höhengenauigkeit der Laserpunkte besser 

+/- 0,20 m, Lagegenauigkeit ca. +/- 0,5 m, Höhenbezugssystem: DHHN2016 
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Aufgrund von Kartierungen vor Ort und der Auswertung von Luftbildern (GoogleEarth) sowie einer am 
29.06.2019 durchgeführten Drohnenbefliegung zeichnet sich folgendes Bild: 
 

Der zentrale Geltungsbereich (Fl.-Nr. 121T) ist unbebaut und wird landwirtschaftlich als Acker genutzt. Die 
umgebenden Straßenverkehrsflächen sind ca. 3,0 m bis ca. 3,4 m (im Westen) bzw. ca. 3,2 bis ca. 4,8 m 
(im Norden) Breite asphaltiert und mit einem Begleitgrün ausgestattet (Fl.-Nrn. 128T, 839T und 840T) bzw. 
mit einer ca. 3,8 m breiten Kiesfläche und Begleitgrün (Fl.-Nr. 122/5) ausgebildet.  
Gehölzbestand ist im Geltungsbereich bis auf zwei Bäume - nördlich der Bachstraße - (Fl.-Nr. 840T) nicht 
vorhanden. 

2.2. Umgebende Bebauung und Nutzung 

Umgeben wird der Geltungsbereich im nördlichen Teil durch eine zweigeschossige landwirtschaftliche Ma-
schinenhalle mit Lagerraum, die zum kleinen Teil als Käsereiferaum umgenutzt wurde. Der Baukörper weist 
ein flach geneigtes Satteldach (ca. 22°) auf. Aufgrund der Topographie befindet sich das Obergeschoss 
ebenerdig auf Höhe des südlichen Geländes. 
 

Die Fl.-Nr. 120 (Bachstraße Nrn. 111a/111) weist eine doppelhausartige Wohnbebauung mit insgesamt 
zwei Wohnungen und steilem Satteldach (ca. 45) auf. Ferner ist eine Grenzgarage (teilweise im Hang) und 
grenznah (in einem Abstand von ca. 1,5 m) ein größeres eingeschossiges Nebengebäude vorhanden. Auf-
grund der Topographie wird von Norden gesehen ein Erd- und Obergeschoss ausgebildet, demzufolge 
liegt das Obergeschoss im Süden ebenerdig auf Höhe des Gartens.  
 

Auf Fl.-Nr. 122/1 (Bachstraße Nr. 125) ist eine Doppelhaushälfte mit einer Wohnung und steilem Satteldach 
(ca. 50°) mit Grenzgarage vorhanden. 
Südlich und westlich schließt sich die freie Landschaft, die als Acker landwirtschaftlich genutzt wird, an. 
Südlich der begrenzenden Bachstraße sind straßenbegleitend zwei Bäume (Birken) und ein Feldkreuz vor-
handen.  
Weiter nördlich befindet sich der Holzgraben (Gewässer 3. Ordnung) mit seiner kleinen Talaue.  

2.3. Eigentumsverhältnisse 

Die im Geltungsbereich liegenden Flächen befinden sich in öffentlichem und privatem Eigentum. 

2.4. Natürliche Grundlagen 

2.4.1. Bodenart, Bodentyp 

Die Bodenart wird im südlichen Teil des Geltungsbereiches mit „Schluff bis Schluffton“ und der Bodentyp 
„Fast ausschließlich Braunerde aus Schluff bis Schluffton (Lösslehm)“ (Nr. 5) und im nördlichen Teil mit 
„Bodenkomplex: Gleye und andere grundwasserbeeinflusste Böden aus (skelettführendem) Schluff bis 
Lehm, selten aus Ton (Talsediment)“ (Nr. 76b) angegeben. 

2.4.2. Natürliche Radon-222-Aktivität 

„Radon [Radon-222/222Rd], ist ein natürliches radioaktives Edelgas, das geruch-, geschmack- und farblos 
ist. Es entsteht überall dort, wo sein Mutternuklid Radium vorhanden ist, zum Beispiel im Erdboden und in 
Baumaterialien. Aus dem Baugrund gelangt Radon ins Freie und auch in Gebäude. Erhöhte Radonkon-
zentrationen in der Raumluft können zu gesundheitlichen Belastungen führen. Das Einatmen von Radon 
zählt neben dem Rauchen zu den größten Risiken, an Lungenkrebs zu erkranken. Oft reichen kleine Maß-
nahmen aus, um den Radongehalt und damit das Erkrankungsrisiko deutlich zu verringern.“2 „Wenn Radon 
aus der Bodenluft durch Fugen oder Risse im Fundament in Keller- oder Erdgeschossräume eines Gebäu-
des eindringt, kann es sich in der Raumluft anreichern. In geschlossenen Räumen werden gewöhnlich 
höhere Radonkonzentrationen gemessen als in der Außenluft. Im Freien beträgt die Radonkonzentration 
im Mittel nur etwa 10 Becquerel pro Kubikmeter [Bq/m³], weil das radioaktive Gas durch die Luftbewegung 
im Freien sehr schnell verdünnt wird. In Wohnräumen in Deutschland beträgt die durchschnittliche Radon-
konzentration etwa 50 Becquerel pro Kubikmeter. Insgesamt schwanken die Werte in Wohnräumen in 
Deutschland zwischen wenigen Becquerel und einigen Tausend Becquerel pro Kubikmeter Luft.“3 
Auf Grundlage der Euratom-Richtlinie4 wurde zum Schutz für Aufenthaltsräume und Arbeitsplätze in Innen-
räumen erstmalig ein Referenzwert für die über das Jahr gemittelte Radon-222-Aktivitätskonzentration in 
der Luft mit 300 Bq/m³ (§ 124 StrlSchG5) festgeschrieben.  

 
2  www.bfs.de/DE/themen/ion/umwelt/radon/radon_node.html, Datenabruf 12/2022 
3 Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU): „Radon in Gebäuden“3 vom 04/2018, Datenabruf 05/2018 
4  Richtlinie 2013/59/Euratom des Rates vom 05.12.2013 zur Festlegung grundlegender Sicherheitsnormen für den 

Schutz vor den Gefahren einer Exposition gegenüber ionisierender Strahlung und zur Aufhebung der Richtlinien 
89/618/Euratom, 90/614/Euratom, 96/29/Euratom, 97/43/Euratom und 2003/122/Euratom (ABl. L 13 vom 
17.01.2014, S. 10) 

5  StrlSchG: Gesetz zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzgesetz) vom 
27.06.2017 (BGBl I S. 1966), zuletzt geändert durch Bekanntmachung vom 03.01.2022 (BGBl. I S. 15) 
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Nach in Kraft treten der Strahlenschutzverordnung6 hat das Bayerische Staatsministerium für Umwelt und 
Verbraucherschutz7 bayernweit nur den Landkreis Wunsiedel im Fichtelgebirge als Radon-Vorsorgegebiet 
festgelegt.  
Für den Bereich des Geltungsbereichs prognostiziert die Radonkarte des Bundesamtes für Strahlenschutz8 
eine Radon-222-Aktivitätskonzentrationen von 88 kBq/m3 in der Bodenluft, damit lässt sich das Gebiet in 
die veraltete Radonvorsorgegebietsklasse RVK II einstufen.  
 

Es wird auf den seit dem 31.12.2018 geltenden § 123 Abs. 1 StrSchG hingewiesen: „Wer ein Gebäude mit 
Aufenthaltsräumen oder Arbeitsplätzen errichtet, hat geeignete Maßnahmen zu treffen, um den Zutritt von 
Radon aus dem Baugrund zu verhindern oder erheblich zu erschweren….“.  Ferner wird auf die Broschüre 
„Radonschutz in Gebäuden“9 des Bayerischen Landesamtes für Umwelt (LfU) und die darin aufgeführten 
Maßnahmen zur Senkung der Radonkonzentration verwiesen.  

2.4.3. Baugrundgutachten 

Für den Geltungsbereich wurde ein Baugrundgutachten von der Blasy+Mader GmbH10 erstellt. Hierfür wur-
den drei Kleinrammbohrungen mit Erkundungstiefen bis max. 8,85 m und drei Sondierungen bis max. 9,0 m 
niedergebracht. Neben der Baugrundbeschreibung (Geologie und Hydrogeologie, Untergrundaufbau und 
Eigenschaften der angetroffenen Bodenschichten, Bodenklassifizierung und Bodenparameter und Grund-
wasserverhältnisse) erfolgen auch Hinweise für die Bauausführung (Allgemeines, Gründung der Ge-
bäude, Schutz der Gebäude gegen Grund- bzw. Schichtwasser, Erschließungsarbeiten, Erdarbeiten, Hin-
terfüllungen, Bauwasserhaltung, Baugrubenböschungen, Verbau, Versickerung, Angriffsgrad von Böden 
und Wässern, Erdbebenzone) und zu Bodenverunreinigungen sowie zur abfallwirtschaftlichen Be-
wertung. 

2.4.4. Oberirdische Gewässer 

Oberirdische Gewässer sind im Geltungsbereich nicht vorhanden. In unmittelbarer Nähe, ca. 25 m nördlich 
des Geltungsbereichs, verläuft von West nach Ost der Holzgraben (Gewässer 3. Ordnung) der auf einer 
Höhe von ca. 480,5 m ü.NHN liegt. 

2.4.5. Grundwasser 

Im Geltungsbereich bzw. in dessen Nähe sind keine Grundnetz-Messstellen des staatlichen Messnetzes 
der Wasserwirtschaftsverwaltung vorhanden. In der Hinweiskarte Hohe Grundwasserstände11 ist keine 
Darstellung „potenziell von hohem Grundwasserstand betroffene Gebiete“ enthalten. 
Durch das Büro Blasy+Mader GmbH12 wurden im Zuge des Baugrundgutachtens auch die Grundwasser-
verhältnisse ermittelt: „In den Bohrlöchern KRB1 und KRB2 wurde bei 2,9 m bzw. 5,8 m unter Gelände-
oberkante Grundwasser erschlossen. Dies entspricht einer Höhe von rund 481,40 m ü.NN bzw. 481,80 m 
ü.NN. Die Bohrendteufe von KRB3 lag oberhalb des Grundwasserspeigels. 
Daten zur Schwankungsbreite des Grundwasserspiegels im Baugebiet liegen nicht vor. Nach dem Infor-
mationsdienst Überschwemmungsgefährdete Gebiete in Bayern grenzt der Nordrand der Fläche an einen 
wassersensiblen Bereich (Auenbereich des Holzgrabens). Diese Gebiete sind durch den Einfluss von Was-
ser geprägt. Nutzungen können hier beeinträchtigt werden durch „über die Ufer tretende Flüsse und Bäche, 
zeitweise hohe Wasserstände in sonst trockenen Tälern oder zweitweise hoch anstehendes Grundwasser“. 
Die nachfolgend aufgeführten Grundwasserstände (von Süden nach Norden abfallend) basieren auf Erfah-
rungswerten und können nur als Anhaltsgrößen betrachtet werden: 
Mittelgrundwasserstand (MW):  482,00 - 481,50 m ü. NN 
Mittelhochgrundwasserstand (MHW):  482,50 - 482,00 m ü. NN 
Bemessungswasserstand:  484,00 - 483,50 m ü. NN.“ 
Damit ist von einem niedrigen bis mittleren Grundwasserflurabstand (ca. 2,5 m bis 5,8 m) auszugehen. 

 
6  StrlSchV: Verordnung zum Schutz vor der schädlichen Wirkung ionisierender Strahlung (Strahlenschutzverord-

nung) vom 29.11.2018 (BGBl. I S. 2034), zuletzt geändert durch Art. 1 der Verordnung vom 08.10.2021 (BGBl. I 
S. 4645) 

7  StMUV: Allgemeinverfügung vom 13.01.2021 gemäß § 121 Abs. 1 StrlSchG, Inkrafttreten am 11.02.2021 

8  www.imis.bfs.de/geoportal/ Auswahl: Radon-222- in der Bodenluft (90. Perzentil, Prognose), Kachel N5345E676, 
Datenabruf 01-2022 Gebietsklassifizierung zur Radonvorsoge des Bundesamtes für Strahlenschutz (dabei han-
delt es sich nicht um ein festgelegtes Gebiet im Sinne von § 121 Abs. 1 Satz 1 StrSchG): RVK 0 unter 20 kBq/m³, 
RVK I 20 bis 40 kBq/m³, RVK II 40 bis 100 kBq/m³, RVK III über 100 kBq/m³. 9  Bayerischen Landesamt für 
Umwelt (LfU): „Radonschutz in Gebäuden“ vom 05/2020, www.lfu.bayern.de/buerger/doc/uw_57_radon.pdf 

9  Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU): „Radonschutz in Gebäuden“ vom 05/2020, www.lfu.bayern.de/buer-
ger/doc/uw_57_radon.pdf 

10  Blasy+Mader GmbH, „BV Erschließung Bebauungsplan 33 Birkenweg in 85229 Niederroth, Baugrundgutachten 
Projekt Nr. 12019, 12.10.2021  

11  www.lfu.bayern.de/wasser/grundwasservorkommen/hohe_grundwasserstaende/index.htm, Stand: 06-2018 

12  Blasy+Mader GmbH, „BV Erschließung Bebauungsplan 33 Birkenweg in 85229 Niederroth, Baugrundgutachten 
Projekt Nr. 12019, 12.10.2021, Ziffer 4.4 
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2.4.6. Klimadaten 

Aufgrund der Datengrundlage der Standortauskunft Erdwärmekollektoren13 beträgt in 2 Meter Höhe die 

− Mittlere Lufttemperatur (Sommerhalbjahr14):  14° bis <15 °C 

− Mittlere Lufttemperatur (Winterhalbjahr14):  2° bis <3 °C 

− Mittlere Niederschlagshöhe (Sommerhalbjahr14): >550 bis 600 mm 

− Mittlere Niederschlagshöhe (Winterhalbjahr14): >350 bis 400 mm 

2.5. Vorbelastung des Plangebietes 

2.5.1. Altlasten/Altlastenverdachtsfläche 

Von Seiten des Marktes sind, keine Unterlagen und Erkenntnisse über Altlasten/Altstandorte vorhanden. 
Aus diesem Grund werden keine weiteren Untersuchungen für erforderlich gesehen.  

2.5.2. Kampfmittel 

Von Seiten des Marktes wurde bei der Neuaufstellung des Bebauungsplanes „Nr. 58 Eichenweg“ am nörd-
lichen Ortsrand (in ca. 1,05 km Entfernung) eine „Luftbildauswertung auf Kriegseinwirkungen“15 durchge-
führt. Hierbei wurden für den Bereich Niederroth drei Luftbilder der Royal Air Force aus dem Jahr 1945 
ausgewertet.  
Die Ortschaft Niederroth wird nur durch ein Luftbild16 erfasst, wobei sich durch atmosphärische Beeinträch-
tigungen und die große Höhe keine Aussagen zum Vorhandensein bzw. Nichtvorhandensein von Kampf-
mitteln treffen lassen. 
Um die Belastung mit Kampfmitteln auszuschließen wurde der Geltungsbereich mittels Geomagnetik flä-
chenhaft kartiert. Von der Süddeutschen Kampfmittelräumung wurde am 21.05.2021 eine ECV-gestützte 
Sondierung zur möglichen Belastungsermittlung hinsichtlich möglicher Kampfmittel durchgeführt. In ihrem 
Einsatzbericht17 ist folgendes Ergebnis festgehalten: 
„Es wurden insgesamt 42 Befunde erkannt. Hierbei handelt es sich um Messungen und Störeinwirkungen, 
welche alle dem Bestand zugeordnet werden konnten. Dies waren insbesondere bestehende Eisenzäune, 
eine Leitplanke, Strommasten, eine abgelegte Baggerschaufel, ein abgestellter PKW und andere Eisent-
eile. Befunde, welche großen- und tiefenrelevant auf mögliche Kampfmittel hinweisen könnten, sind auf der 
sondierten Fläche nicht vorhanden. 
Die Kampfmittelfreigabe für diese Fläche kann hiermit erteilt werden. Weitere Maßnahmen durch uns 
sind hier nicht mehr notwendig. 
Anmerkung zur Auswertung der EDV - Sondierung: 
Das Ergebnis der Auswertung wurde so angelegt, dass Klein-, und Kleinstmessungen nicht berücksichtigt 
wurden. Das heißt, das mögliche Fundmunition etwa ab der Größe von Phosphorbomben (INC 30 lb) oder 
Splitterbomben (FRAG 20) berücksichtigt und erkannt werden.“ 

2.5.3. Richtfunkverbindung 

Von Seiten eines Mobilfunkbetreibers wurde im Rahmen der Aufstellung der 5. Änderung des Flächennut-
zungsplanes18 auf eine bestehende Richtfunkverbindung mit Schutzabständen hingewiesen. Diese Richt-
funkverbindung wurde mit der Gemeinde niemals abgestimmt und kann damit nicht in die Planungshoheit 
der Gemeinde eingreifen. Die Sichtlinie (Achse) der Richtfunkverbindung verläuft von Osten (nördlich von 
Arzlbach19, Fl.-Nr. 1151/2, Gmd. Röhrmoos), nach Westen (südlich von Hadersried20, Fl.-Nr. 388, Gmd. 
Odelshausen) in etwa entlang der nördlichen Grundstücksgrenze der Bachstraße (Fl.-Nr. 122/5). Der ge-
wünschte 30 m Schutzabstand überstreicht ca. 2/3 innerhalb des Geltungsbereichs. Die Bundesnetzagen-
tur führt auf ihrer Internetseite21 aus, dass eine Beeinflussung von Richtfunkstrecken durch neue Bauwerke 
mit Bauhöhen unter 20 m nicht sehr wahrscheinlich ist. Durch den Bebauungsplan wird das Maß der bau-
lichen Nutzung durch einen Höhenbezugspunkt, traufseitiger Außenwandhöhe und einer Firsthöhe von 
9,0 m definiert, die Bauhöhe liegt deutlich darunter. Das geplante Gebäude auf Parzelle Nr. 5 verfügt mit 
498,7 m ü.NHN (Firsthöhe) über die höchsten zulässige Gebäudehöhe im Geltungsbereich. Interpoliert 

 
13  www.energieatlas.bayern.de/thema_geothermie/oberflaeche/anleitung.htm, Datenabruf 08-2019 
14  Sommerhalbjahr: März bis Oktober; Winterhalbjahr: Oktober bis März; Quelle: Deutscher Wetterdienst (DWD) 
15  MuN Ortung GmBH: „Luftbildauswertung auf Kriegseinwirkungen BV „Baugebiet Eichenweg“ Niederroth, Mün-

chen vom 22.03.2018 
16  08.04.1945, Flugnummer. 32S Bild 0979 35011 Maßstab: 1:50.000, Auflösung 600 dpi 
17  Einsatzbericht zur Räumstelle: Markt Indersdorf, Gemarkung Niederroth, Bachstraße, vom 23.05.2021 
18  eMail vom 17.08.2023 (13:07) im Rahmen des Verfahrens nach § 4 Abs. 1 BauGB zur 5. Änderung des Flächen-

nutzungsplanes. 
19   A-Seite: 48°19'02.8"N 11°26'12.2"E, 32661720.373, 5354328.478, Bodenhöhe: 525 m + Antennenhöhe am Mast 

55,30 m = Gesamthöhe ü.NN 580,30 m) 
20  B-Seite: 48°19'17.2"N 11°10'53.8"E, 32680644.353, 5354453.441, Bodenhöhe: 513 m + Antennenhöhe am Mast 

9,60 m = Gesamthöhe ü. NN 522,60 m 
21 www.bundesnetzagentur.de/DE/Fachthemen/Telekommunikation/Frequenzen/Firmennetze/ Richtfunk/ Baupla-

nungen/Bauplanungen-node.html, Datenabruf: 01.06.2022 
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man die Höhe der Sichtlinie der Richtfunkverbindung für den Geltungsbereich ergibt sich ein Wert von ca. 
568,4 m ü.NN. Damit verbleibt zwischen Bebauung und Sichtlinie ein Abstand von ca. 69,7 m, die mehr als 
das Doppelte des gewünschten Schutzabstand entspricht. Eine Übernahme in die Planzeichnung wird 
städtebaulich für nicht erforderlich gesehen. 

2.5.4. Verkehrsgeräusche durch Schienenverkehr 

Auf den Geltungsbereich wirken die Verkehrsgeräusche der östlich gelegenen S-Bahnstrecke Dachau- 
Altomünster ein. Nach Auskunft der DB Netz AG ist für 2030 mit 48 S-Bahn-Zügen tags und 9 S-Bahn-
Zügen nachts zu rechnen. 
Hierzu wurde eine schalltechnische Untersuchung22 erstellt, dieses kommt beim Thema Verkehrslärm 
Schiene zu folgender Aussage: 
„Die Orientierungswerte [WA] werden an den geplanten Gebäuden zur Tagzeit um mindestens 18 dB(A) 
und zur Nachtzeit um mindestens 12 dB(A) unterschritten.“ 

2.5.5. Verkehrsgeräusche durch Straßenverkehr 

Auf den Geltungsbereich wirken die Verkehrsgeräusche der östlich gelegenen Staatsstraße ST 2050 
(Münchner Straße), die von der B16 kommend über Markt Indersdorf bis zur ST 2047 führt, ein. 
 

Straße Zählstellen- 
nummer 

Jahr DTV_Kfz23 SV Veränderung Prozentuale 
Veränderung 

ST 2050 7634 9401 

DTV2000 7.702    

DTV2005 8.440 271 +738 +3,52 % 

DTV2010 6.947 264 -1.493 -17,69% 

DTV2015 8.522 234 +1.575 +22,67% 

DTV2019 8.447 312 -75 -0,88 % 

Tab. 1:  Straßenverkehrszählung 
 

Der Geltungsbereich befindet sich in einer Entfernung von ca. 144 m zur Staatsstraße ST 2050; die sich 
an der Grenze zur geschlossenen Ortschaft befindet; somit ist von einer zulässigen Höchstgeschwindig-
keit von 50 km/h bzw. 100 km/h auszugehen. 
 

Die erstellte schalltechnische Untersuchung24 kommt beim Thema Verkehrslärm Straße zu folgender Aus-
sage: 
„Die Orientierungswerte [WA] werden an den geplanten Gebäuden zur Tagzeit um mindestens 7 dB(A) und 
zur Nachtzeit um mindestens 4 dB(A) unterschritten.“ 
Unter Beachtung des Verkehrslärms, der aus der Straßen- und Schienennutzung resultiert, kommt die 
Untersuchung zu folgendem Ergebnis: 
„Die Orientierungswerte [des Allgemeinen Wohngebietes mit 55 dB(A) tags und 45 dB(A)] werden an den 
geplanten Gebäuden zur Tagzeit um mindestens 7 dB(A) und zur Nachtzeit um mindestens 4 dB(A) unter-
schritten.“ 

2.5.6. Gewerbelärm - Landwirtschaftliche Immissionen 

Von der nördlichen Teilfläche der Fl.-Nr. 121 (Bachstraße Nr. 113) gelegenen landwirtschaftlichen Maschi-
nenhalle mit Lagerräumen können Geräusche durch Fahrbewegungen, Einlagerungen und Reparaturen 
ausgehen. Seit der letzten Nutzungsänderung wird das Untergeschoss als Käserei und als Lagerhalle ge-
nutzt. Das Obergeschoss steht leer und weist aktuell keine Nutzung auf. 
Auf Grundlage der vorhandenen bzw. geplanten Nutzung kommt die schalltechnische Untersuchung25 
zum Thema Gewerbelärm zu folgender Aussage: 
„Die Berechnungen haben gezeigt, dass.... ...der höchste Beurteilungspegel an dem benachbarten Be-
standsgebäude mit 50,6 dB(A) erzielt wird. Der Immissionsrichtwert wird somit dort noch um 4,4 dB(A) 
unterschritten. Selbst bei einer Verdoppelung aller Ansätze kann der Immissionsrichtwert [WA] zur Tages-
zeit von 55 dB(A) am benachbarten Bestandsgebäude noch eingehalten werden. Eine Nachtnutzung ist 
durch die Nutzungseinheiten nicht gegeben.“ 
 

Ferner können von den südlich, westlich und teilweise nördlich vorhandenen landwirtschaftlichen Flächen 
durch Windverfrachtung Emissionen bei der ordnungsgemäßen Bewirtschaftung (Geruch, Lärm, Staub 

 
22  Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Schalltechnische Untersuchung zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebau-

ungsplanes Nr. 33 mit der Bezeichnung „Birkenstraße“ im Ortsteil Niederroth der Marktgemeinde Markt Inders-
dorf, Landkreis Dachau, Auftrags-Nr. 7469.1/2022-RK, vom 09.02.2022 

23  Quelle: BAYSIS-Kartendienst, Datenabruf 07/2018 
24  Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Schalltechnische Untersuchung zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebau-

ungsplanes Nr. 33 mit der Bezeichnung „Birkenstraße“ im Ortsteil Niederroth der Marktgemeinde Markt Inders-
dorf, Landkreis Dachau, , Auftrags-Nr. 7469.1/2022-RK, vom 09.02.2022 

25  Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Schalltechnische Untersuchung zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebau-
ungsplanes Nr. 33 mit der Bezeichnung „Birkenstraße“ im Ortsteil Niederroth der Marktgemeinde Markt Inders-
dorf, Landkreis Dachau, , Auftrags-Nr. 7469.1/2022-RK, vom 09.02.2022 
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etc.) auftreten. Während der Saisonarbeiten bzw. des Erntebetriebes können Lärmbelästigungen auch vor 
6:00 Uhr morgens bzw. nach 22:00 Uhr abends und auch an Sonn- und Feiertagen auftreten. 
 

Da der Außenbereich nach § 35 BauGB dazu dient, privilegierte Vorhaben wie landwirtschaftliche Betriebe 
unterzubringen, müssen Eigentümer von Wohnhäusern, wie hier vorhanden, im Randgebiet zum Außen-
bereich generell mit der Ansiedlung solcher Betriebe rechnen. Insofern ist ihre Schutzwürdigkeit und 
Schutzbedürftigkeit gegenüber einer Wohnnutzung, die sich inmitten einer Ortslage befindet, deutlich her-
abgesetzt.  

2.6. Verkehrliche Anbindung 

Die verkehrliche Anbindung erfolgt: 
- für den motorisierten Individualverkehr (MIV) über die vorhandene Ortsstraße Bachstraße (vormals 

Birkenstaße), darüber hinaus über die Staatsstraße ST 2050 (Münchner Straße), 
- für den Radfahrverkehr und für Fußgänger über die Mischnutzung mit dem MIV. 
- für den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) über die Bushaltestellen „Brunnenstraße“ in ca. 

390 m (Buslinie 706 Allach Ost/Vogelloh - Hilgertshausen) bzw. den S-Bahn-Haltepunkt „Niederroth“ 
(Linie S 2 Altomünster - Erding) in ca. 735 m Entfernung  

Für den Straßenzug der Bachstraße sind keine verkehrsrechtlichen Geschwindigkeitsbeschränkungen an-
geordnet, sodass eine zulässige Höchstgeschwindigkeit von 50 km/h gilt. 

2.7. Energie-Atlas Bayern26 

− Potentiale aus Abwärme, Biomasse und Wasserkraft sind in näherer Umgebung nicht vorhanden. 

− Für Geothermie wird das Gebiet für Erdwärmesonden als „möglich (bedarf aber einer Einzefallprüfung 
durch die Fachbehörde)“ bewertet.  
Das geothermische Potential wird durch die Ersteinschätzung27 für oberflächennahe Entzugssysteme 
am Standort (Bachstraße Nr. 125) bei Erdwärmekollektoren als „möglich“, bei Grundwasser-Wärme-
pumpen als „möglich (Einzelfallprüfung)“ und bei Erdwärmesonden als „nicht möglich“ bewertet.  

− Für Solarenergie wird eine Globalstrahlung im Jahresmittel von größtenteils mit ca. 1.165 - 1.179 
kWh/m² und eine Sonnenscheindauer im Jahresmittel von ca. 1.650 - 1.699 h/Jahr angegeben. 

− Für Windenergie wird eine Windgeschwindigkeit von 3,3 m/s in 10 m Höhe ermittelt. 

2.8. Demographie28 

Am 31.12.2022 waren im Marktgebiet 4.768 Wohnungen mit einer Belegungsdichte von 2,21 Einwohnern 
je Wohnung mit 48,3 m² Wohnfläche/Einwohner bzw. 125,3 m² Wohnfläche/Wohnung in Ein-/Zweifamilien-
häusern gegeben. Dabei wohnten 67,76 % der Einwohner in Einfamilienhäusern, 21,08 % in Zweifamilien-
häusern und 11,13 % in Mehrfamilienhäusern. 
In Markt Indersdorf existieren zum 01.03.2023 sieben Kindertageseinrichtungen mit 594 genehmigten Plät-
zen und 526 betreuten Kindern. Zum 15.12.2016 (neuer Daten liegen bislang nicht vor) verfügte der Markt 
über eine Einrichtung für ältere Menschen mit 160 verfügbaren Plätzen und 131 Bewohnern 
Von den 10.512 Einwohnern beläuft sich der Anteil der unter 18-jährigen auf 16,79 %, der 18 bis unter 65-
jährigen auf 55,10 % und der der über 65-jährigen auf 28,11 %. 
 

Das Billeter-Maß stellt die Altersstruktur der Bevölkerung mit Hilfe einer Maßzahl (J29) dar. In den westeu-
ropäischen Ländern treten immer negative Werte auf. Damit ist der Anteil der über 50-jährigen größer als 
der der Kinder unter 14 Jahren. In Markt Indersdorf beträgt der errechnete Wert im Jahr 2022 - 0,70. Damit 
ist die Bevölkerung älter als die Durchschnitte von Oberbayern (-0,60) und von Bayern (-0,69) aber gleich 
alt wie der Landkreis Dachau (-0,70)). Das höhere Alter lässt sich durch das Altenheim bzw. Seniorenzent-
rum in Markt Indersdorf mit seinen bis zu 160 Betten begründen. 
 

Der Markt verzeichnete zwischen 2013 und 2022 ein jährliches Bevölkerungswachstum von durchschnitt-
lich 1,0 % mit einer jährlichen Zunahme von ca. 98 Einwohnern. Der Demographie-Spiegel30 für den Markt 
Markt Indersdorf geht von 2019 bis 2039 von einem Wachstum von ca. 0,54 % jährlich und damit ca. 60 
Einwohnern aus. 
 

 
26  geoportal.bayern.de/energieatlas Datenabruf 08/2019 
27  www.energieatlas.bayern.de/thema_geothermie/oberflaeche/anleitung.html, Datenabruf 08/2018 
28  www.statistik.bayern.de/statistik/gemeinden/ Datenabruf 12/2022 
29  J von Billeter ist der Quotient aus der Differenz des noch reproduzierenden Teiles der Bevölkerung (P0-14) abzüg-

lich des nicht mehr reproduzierenden Teiles der der Bevölkerung (P50+) dividiert durch den reproduktionsfähigen 
Teil der Bevölkerung (P15-49). 

30 Bayerisches Landesamt für Statistik, Heft 553 Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 
2039 Demographisches Markt Markt Indersdorf, 08/2021 

https://www.ibr-online.de/IBRNavigator/dokumentanzeige-body.php?zg=0&vDokTyp=Urteil&vDokID=132359&LinkArt=t&HTTP_DocType=Norm&Norm=BauGB+§+35
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Dagegen prognostiziert die regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung bis zum Jahr 204131 für den 
gesamten Landkreis Dachau ein „stark zunehmendes“ (7,5 % und mehr) Bevölkerungswachstum mit ca. 
11,5 % und einem durchschnittlichen jährlichen Bevölkerungswachstum von ca. 0,55%.  
 

In den Jahren 2013 bis 2022 betrug das Wanderungssaldo jährlich ca. 110 Einwohner und der natürliche 
jährliche Bevölkerungsrückgang ca. -13 Einwohner. Die negative Bevölkerungsentwicklung zeigt sich erst 
nach der Eröffnung des Altenheims bzw. Pflegezentrums Markt Indersdorf mit 160 Betten im Jahr 2008, 
denn in den vorausgehenden Jahren (von 1998 bis 2007) lag die natürliche Bevölkerungsentwicklung noch 
bei ca. 30 Einwohnern. 
Der Bedarf an Belegungsdichterückgang für die Jahre 2023 bis 2036 wird entsprechend der Flächenma-
nagement-Datenbank32 bzw. der Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise33 mit 0,3 % 
Wachstum pro Jahr34 und damit ca. 32 Einwohnern ermittelt. 
 

Der Flächennutzungsplan35 hingegen geht von einer Bevölkerungsveränderung von 2014 bis 2034 von 
insgesamt ca. 12,32 % aus; dies entspricht einem rechnerischen jährlichen Bevölkerungswachstum von 
ca. 0,616 %.  
 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung36 geht, bezogen auf das Basisjahr 2017 für das 
Jahr 2040, für den Landkreis Dachau von einer Bevölkerungsentwicklung von 15,1 % aus. Dies liegt über 
dem Wert der Planungsregion München mit 7,9 % bzw. für den Freistaat Bayern mit 3,4 %. 
 
3. DERZEITIGE PLANUNGSRECHTLICHE GEGEBENHEITEN 

3.1. Ziele der Raumordnung 

3.1.1. Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP)  

Durch die Teilfortschreibung betreffen drei zentrale Handlungsfelder: “Gleichwertige Lebensverhältnisse 
und starke Kommunen”, “nachhaltige Anpassung an den Klimawandel und gesunde Umwelt” und “Nach-
haltige Mobilität” wurde die Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm37 zum 01.06.2023 geän-
dert. 
 

Der Markt Markt Indersdorf liegt im „Allgemeinen ländlichen Raum“ und hat keine zentralörtliche Bedeu-
tung. Die Kreisstadt Dachau in ca. 13,65 km Entfernung übt eine mittelzentrale Funktion aus und verfügt 
über die notwendige zugewiesene Versorgungsfunktion. 
 

Ferner sind folgende Grundsätze bzw. Ziele einschlägig: 

− 1.2 Demografischer Wandel [Z 1.2.1 Räumlichen Auswirkungen begegnen - Abstimmung auf die Be-
völkerungsentwicklung, G 1.2.6 Funktionsfähigkeit der Siedlungsstrukturen] 

− 2.2 Gebietskategorien [G 2.2.5 Entwicklung und Ordnung des ländlichen Raums, Z 2.2.8 Integrierte 
Siedlungs- und Verkehrsplanung in Verdichtungsräumen] 

− 3 Siedlungsstruktur [G 3.1. Nachhaltige und ressourcenschonende Siedlungsentwicklung Flächen-
sparen, Z 3.2 Innenentwicklung vor Außenentwicklung, G/Z 3.3 Vermeidung von Zersiedlung] 

− 5.4 Land- und Forstwirtschaft [G 5.4.1 Erhalt land- und forstwirtschaftlicher Nutzflächen] 

− 6 Energieversorgung [Z 6.2.1 Ausbau der Nutzung erneuerbarer Energien] und 

− 7 Freiraumstruktur (G 7.1.5 Erhaltung und Entwicklung bedeutsamer Naturräume, 6/Z 7.1.6 Erhalt 
der Arten- und Lebensraumvielfalt]. 

 
31  Bayerisches Landesamt für Statistik, Heft 555 Regionalisierte Bevölkerungsvorausberechnung für Bayern bis 

2041 Demographisches Profil für den Landkreis Dachau, 01/2023 
32  Bayerisches Landesamt für Umwelt: Hilfe und Anwendungshinweise zur Flächenmanagement-Datenbank 4.2, 

Ziffer 14.2.2 Auflockerungsbedarf, 08/2021 
33  Baden-Württemberg, Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau: Plausibilitätsprüfung der Bauflächen-

bedarfsnachweise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs, 2 BauGB, vom 15.02.2017 
34  Ermittlung eines (fiktiven) Einwohnerzuwachses (EZ1) durch Belegungsdichterückgang auf der Basis der Einwoh-

nerzahl zum Zeitpunkt der Planaufstellung, i. d. R. mit 0,3% Wachstum p. a. des Planungszeitraums (z.B. wie in 
unten aufgeführtem Beispiel 15 Jahre). (EWx0,3x12 Jahre/100 = EZ1) 

35  Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan i.d.F. vom 25.07.2018: Teil B Begründung Ziffer 3.3 Prog-
nosen zur Bevölkerungsentwicklung 

36  „Raumordnungsprognose 2040 - Bevölkerungsprognose: Ergebnisse und Methodik“ des Bundesinstituts für Bau-, 
Stadt- und Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für Bauwesen und Raumordnung (BBR), Bonn 02/2021 

37  Verordnung über das Landesentwicklungsprogramm Bayern (LEP) vom 22.08.2013 (GVBl. S. 550), die zuletzt 
durch Verordnung vom 16.05.2023 (GVBl. S. 213) geändert worden ist 
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Abb. 3:  LEP i.d.F. vom 01.06.2023 Anhang 2 - Strukturkarte Plangrundlage Bayerisches Staatsminister-
ium für Wirtschaft, Landesentwicklung und Energie 

 

3.1.2. Regionalplan München (RP 14) 

Von der Verbandsversammlung wurde am 14.06.2018 die Gesamtfortschreibung des Regionalplanes be-
schlossen. Mit Bescheid der Regierung von Oberbayern vom 30.01.2019 wurde diese „Achte Verordnung 
zur Änderung des Regionalplans München“ (Gesamtfortschreibung) für verbindlich erklärt. Eine Veröffent-
lichung des Regionalplanes erfolgte im Amtsblatt der Regierung von Oberbayern am 08.03.2019, sodass 
der Regionalplan am 01.04.2019 in Kraft getreten ist. 
 

Der Hauptort, Markt Indersdorf in ca. 5,46 km Entfernung, ist als „Grundzentrum“ festgelegt (A II Zentrale 
Ort [1 Festlegung der Grundzentren [Z]]. 
 

 

Abb. 4:  Regionalplan München Karte 2 Siedlung und Versorgung 25.02.2019, Plangrundlage: Geodaten-
basis © Bayerische Vermessungsverwaltung (Originalmaßstab 1/100.000) 

 

Von Seiten der Regionalplanung sind folgende Grundsätze und Ziele einschlägig:  
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− A I Herausforderungen der Regionalen Entwicklung [G 1.1 Weiterentwicklung punktaxialer, radialer 
Raumstruktur, Siedlung und Mobilität, Z 2.2 Schaffung für ausgewogene, identitätsstiftende Struktu-
ren, insbesondere zur Verfügungstellung von Flächenanteilen für preisgedämpften, geförderten Woh-
nungsbau, Z 7 4.3 Erhaltung wichtiger Freiflächen], 

− B I Natürliche Lebensgrundlagen [1.2.2.05 Landschaftsraum Donau-Isar-Hügelland, G 1.2.2.05.10 
landschaftlichen Vorbehaltsgebiet Gewässersystem südlich der Glonn, Z 1.3.2 Aufbau eines regio-
nalen Biotopverbundes, Z 2.2.4 Sichern von Retentionsbereichen für den Hochwasserschutz], 

− B II Siedlung und Freiraum [Z 1.4 Abstimmung wohnbaulicher und gewerblicher Entwicklung, Z 1.7 
Beachtung der verkehrlichen Erreichbarkeit, Z 2.2 organische wohnbauliche Siedlungsentwicklung,  
Z 3.1 Verkehrliche Erreichbarkeit, Z 3.2 Nutzung bestehender Flächenpotentiale, Z 4.1 Vorrangige 
Nutzung der Innenentwicklung und im FNP dargestellten Flächen und 

− B IV Wirtschaft und Dienstleistungen [G 6.1 Erhaltung von Flächen für eine vielfältige und leistungs-
fähige Land- und Forstwirtschaft, G 7.4 Gewinnung von Sonnenenergie vorrangig auf Dach- und 
Fassadenflächen]. 

 

Der Geltungsbereich schließt direkt an die Darstellung der „Wohnbaufläche, gemischte Baufläche und 
Sonderbaufläche“ an.  

3.2. Gemeindliche Pläne 

3.2.1. Rechtswirksamer Flächennutzungsplan  

Der rechtswirksame Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan38 vom 25.07.2018 wurde von 
Landratsamt Dachau39 genehmigt.  
 

Der Geltungsbereich ist überwiegend als „Wohnbaufläche“ (W 6.3.mit 0,66 ha40) dargestellt. Im Norden 
und Westen ist ein ca. 5 m tiefer Streifen als „sonstige Grünfläche mit besonderer Bedeutung für das 
Ortsbild/Ortsrandeingrünung“ sowie „Fläche für die Landwirtschaft“ überlagert mit „Fuß-, Radwegverbin-
dung“ dargestellt. 
 
 

 
Abb. 5:  Rechtswirksamer Flächennutzungsplan mit Geltungsbereich (cyan), Plangrundlage: Geodaten-

basis © Bayerische Vermessungsverwaltung (Originalmaßstab 1/2.000 bzw. FNP 1/5.000) 
 

Umgeben wird der Geltungsbereich: 

− im Norden mit „Fläche für die Landwirtschaft“ mit „landschaftliche Vorbehaltsfläche (Bewertung Land-
schaftsplan“, sowie „Wasserfläche“ (Holzgraben), überlagert mit „Flächen entlang von Fließgewässern 
mit besonderer Bedeutung und Funktion für den Naturhaushalt und das Landschaftsbild, die primär 

 
38  E. von Angerer, Dipl.-Ing. Architekt, Regierungsbaumeister, München mit TOPgrün GmbH, C. Zech F, Karrer, 

Landschaftsarchitekten, Dachau 
39   Bescheid vom 11.02.2019, Az.: 40/610 - 4/2 BL 06 00 17 
40  Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan: Teil B Ziffer 4.2.3 Bauflächen: „Ortsteil Niederroth „Im 

Süden wird die bestehende Siedlung mit zwei kleineren Erweiterungsflächen abgerundet. Das bestehende land-
wirtschaftliche Gebäude am westlichen Ortsrands wurde auf Grund seiner Nutzung nicht in die Wohnbaufläche 
einbezogen.“ 
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unter naturschutzfachlichen Gesichtspunkten zu entwickeln sind, gute Eignung für Ausgleichsflächen, 
-maßnahmen“, 

− im Osten durch „Wohnbaufläche“, 

− im Süden durch einen ca. 7 m bis 8 m tiefen Streifen als „sonstige Grünfläche mit besonderer Bedeu-
tung für das Ortsbild/Ortsrandeingrünung“, darüber hinaus mit „Fläche für die Landwirtschaft“ überla-
gert mit „Begrenzung der Siedlungsentwicklung“ und 

− im Westen mit „Fläche für die Landwirtschaft“. 

3.2.2. Landschaftsplan 

Der Markt Markt Indersdorf verfügt über einen Landschaftsplan dessen wesentliche Inhalte in den Flä-
chennutzungsplan41 integriert wurde. 
Solche wesentlichen Aussagen sind z.B. die Darstellung des nördlich benachbarten Bachtälchens des 
Holzgrabens als Landschaftliche Vorbehaltsfläche. Hier soll bei der Abwägung von Planungsvorhaben ein 
Vorrang für Naturschutz und Landschaftspflege erfolgen, die Flächen sollen von Bebauung freigehalten 
werden. Des Weiteren ist eine Kennzeichnung von Flächen entlang des Baches aus dem Landschaftsplan 
übernommen. Diese Bereiche haben eine gute Eignung als künftige Ausgleichsflächen. Auch die Darstel-
lung der linearen Grünfläche und der Vorschlag zur Begrenzung der Siedlungsentwicklung entlang des 
südlichen Ortsrandes (südlich der Bachstraße) sind dem Landschaftsplan entnommen. Hier wird der Auf-
bau einer Ortsrandeingrünung empfohlen. 

3.2.3. Verbindliche Bauleitplanung 

 
Abb. 6:  Rechtsverbindlicher Bebauungsplan mit Änderung, Geltungsbereich (rot), Plangrundlage: Geo-

datenbasis © Bayerische Vermessungsverwaltung (Originalmaßstab 1/1.000) 
 

Für die Grundstücke des Straßenzuges der Bachstraße (Teilflächen der Fl.-Nrn. 840, 128, 122/5) besteht 
der rechtsverbindliche Bebauungsplan „Birkenstraße“42 mit dessen 1. Änderung43 der diese als „Verkehrs-
fläche“ (öffentlich) festsetzt. Für den außerhalb des Geltungsbereiches gelegenen Teil des Bebauungspla-
nes wird als Art der baulichen Nutzung ein „Reines Wohngebiet“, als Maß der baulichen Nutzung die „Stock-
werksanzahl“ (gemeint ist wohl hiermit die Zahl der Vollgeschosse) in Verbindung mit dem Eintrag der 
„Anzahl der Geschosse“ (Erdgeschoss mit ausgebautem Dachgeschoss als Vollgeschoss zulässig) nach 
der BauNVO 1977 bestimmt. Ferner wird die Dachform mit Satteldach, die Dachneigung (40°-50°), die 
Höhe der Oberkante Erdgeschossfußboden (max. 0,4 m über von der Kreisbehörde festgelegter Gelände-
oberfläche) und Wandhöhe von 3,55 m (für Garagen 2,75 m) bestimmt. Die überbaubaren Grundstücksflä-
chen werden mit gebäudebezogenen Baugrenzen definiert und die örtliche Verkehrsfläche mit Verkehrs-
fläche (öffentlich) bestimmt. 

 
41  Flächennutzungsplan mit integriertem Landschaftsplan: Teil C: Landschaftsplan, Kurzfassung 
42  i.d.F. vom 03-1985 
43  i.d.F. vom 29.06.2005 
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Ferner sind Festsetzungen zu Nebenanlagen, Wasserwirtschaft sowie zur Gestaltung (Fassadengestal-
tung, Dachflächenfenster, Dachmaterial, Baumpflanzungen, Einfriedungen) getroffen. 
In Bezug auf die Abstandsregelungen44 werden keine abweichenden Abstandsflächen festgelegt  
 

3.2.4. Örtliche Bauvorschriften - Satzungen 

Der Markt Markt Indersdorf hat folgende örtliche Bauvorschriften bzw. Satzungen erlassen: 

− Satzung über Herstellung von Stellplätzen und Garagen und deren Ablösung zurzeit i.d.F. vom 
17.11.2008. Hierin sind für Einfamilienhäuser bis 156 m² Nettowohnbaufläche 2 Stellplätze (Nr. 1.1 der 
Anlage zu § 5 der Stellplatzsatzung) und für Mehrfamilienhäuser bis 156 m² Nettowohnbauflä-
che/Wohneinheit 2 Stellplätze, hiervon 20 % für Besucher (Nr. 1.2 der Anlage zur § 5 der Stellplatzsat-
zung) festgelegt. 

− Satzung über die Gestaltung von Anlagen der Außenwerbung (Werbeanlagensatzung“ zurzeit i.d.F. 
vom 09.06.2016 und 

− Satzung über abweichende Maße der Abstandsflächentiefe (Abstandsflächensatzung) zurzeit i.d.F. 
vom 27.01.2021. Planungsrechtliche Beurteilung 

Der Geltungsbereich ist, bis auf die den Verlauf der Bachstraße (§ 30 BauGB), dem Außenbereich (§ 35 
BauGB) zuzuordnen.  

3.3. Weitere Rechtsvorschriften 

3.3.1. Denkmalschutz 

Aufgrund Datenabruf beim Bayerischen Landesamt für Denkmalpflege45 und Denkmalliste vom 21.06.2022 
sind im Geltungsbereich keine kartierten Denkmäler eingetragen. 
Im weiteren Umfeld sind folgende Bau- und Bodendenkmäler kartiert: 
- D-1-74-131-51 (nord-nordöstlich des Geltungsbereichs in ca. 245 m Entfernung) 

Freitreppenanlage mit Balkongitter, vor 1900. 
Benehmen nicht hergestellt, nachqualifiziert. 

- D-1-74-131-50 (nördlich des Geltungsbereichs in ca. 410 m Entfernung)  
Kath. Pfarrkirche St. Georg, Saalbau mit eingezogenem, dreiseitig geschlossenem Chor und Sattel-
dachturm vor der Westseite, im Kern romanisch (1151), Chor und Turm spätgotisch erneuert, um 1740 
umgestaltet; mit Ausstattung. 
Benehmen hergestellt, nachqualifiziert. 

- D-1-7634-0092 (nord-nordöstlich des Geltungsbereichs in ca. 390 m Entfernung) 
Untertägige mittelalterliche und frühneuzeitliche Befunde und Funde im Bereich der Kath. Pfarrkirche 
St. Georg in Niederroth. 
Benehmen nicht hergestellt, nachqualifiziert. 

3.3.2. Wasserrecht 

Gemäß Datenabruf46 liegt der Geltungsbereich nicht in einem amtlich festgesetzten "Überschwemmungs-
gebiet" allerdings im nördlichen ca. 20 m tiefen Teil (vorhandene Bachstraße, Fl.-Nr. 840) innerhalb eines 
"Wassersensiblen Bereichs". (Auen und Niedermoore)". Dieser Teilbereich wird vom Wasser beeinflusst. 
Im Unterschied zu amtlich festgesetzten oder für die Festsetzung vorgesehenen Überschwemmungsge-
bieten kann bei dieser Fläche nicht angegeben werden, wie wahrscheinlich Überschwemmungen sind. Die 
Flächen können je nach örtlicher Situation ein kleines oder auch ein extremes Hochwasserereignis abde-
cken. 
Erkenntnisse aus Hochwassergefahrenkarten, Risikogebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten 
und Hochwasserentstehungsgebieten liegen nicht vor.  

3.3.3. Naturschutzrecht  

Gemäß Datenabruf beim Bayerischen Fachinformationssystem Naturschutz (FIS-Natur)47 befinden sich im 
Geltungsbereich und im Umfeld keine Schutzgebiete und keine kartierten Biotope.“ 

3.3.4. Widmungen 

Die Bachstraße (Teilflächen der Fl.-Nrn. 840, 128 und 122/5) ist im Geltungsbereich als Ortsstraße gewid-
met, wobei die nach Westen (Weg am Holzgraben) und nach Süden (Weg von Niederroth nach Kreut) 
verlaufenden Wege als öffentliche Feld- und Waldwege „Leitungsweg“ gewidmet sind. 

 
44  Art. 7 Abweichung von den Abstandsflächen der BayBO i.d.F. vom 02.07.1982 
45  Bayernviewer Denkmal geoportal.bayern.de/bayernatlas, Datenabruf 06/2022 
46  geoportal.bayern.de/bayernatlas, Thema: Naturgefahren, Hochwasser: Festgesetzte Überschwemmungsgebiete 

und Wassersensible Bereich, Datenabruf 05/2023 
47  FIN-Web auch unter www.geodaten.bayern.de/bayernatlas Thema „Umwelt“ - „Natur“, Datenabruf 05/2023 
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3.3.5. Gebiet mit angespanntem Wohnungsmarkt 

Gemäß der Mieterschutzverordnung48 befindet sich der Markt Markt Indersdorf innerhalb eines Gebietes in 
dem die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnungen zu angemessenen Bedingungen 
(§ 556d BGB, § 558 BGB und § 577a BGB) besonders gefährdet ist. 
 

Der Markt Markt Indersdorf wurde in der Gebietsbestimmungsverordnung Bau49 als Gebiet mit einem an-
gespannten Wohnungsmarkt bestimmt. 
 
4. PLANERISCHE KONZEPTION 

4.1. Städtebauliches und verkehrliches Konzept 

Das erste vom Bauausschuss am 20.07.2020 gebilligte städtebauliche Konzept sah zunächst entlang der 
vorhandenen Erschließungsstraße die Fortführung der straßenseitigen Bebauung in erster Bauzeile in 
Form von Einzel- und Doppelhäusern vor. Im rückwärtigen Bereich war, wie bereits in der östlich gelegenen 
Bebauung in zweiter Bauzeile zulässig, ein Einzelhaus mit einer sogenannten Pfeifenstielerschließung vor-
gesehen. Entsprechend der umliegenden Bebauung war als Höhenentwicklung eine Bebauung mit E+D 
und steilem Satteldach vorgesehen. 
 
 

 
Abb. 7.  Städtebauliches Konzept vom 25.08.2021 mit Erschließungsplanung IB Seidl 27.02.2023, Plan-

grundlage: Geodatenbasis © Bayerische Vermessungsverwaltung (Originalmaßstab 1/1.000) 
 
 

Aufgrund der Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, der Anforderungen an das kostensparende Bauen und 
dem Erfordernis des Flächensparen wurde vom Bauausschuss am 25.10.2021 ein verdichtetes städtebau-
liches Konzept gebilligt. 
So ist im östlichen Geltungsbereich ein nach Norden gestaffelter Vierspänner mit flach geneigtem Sattel-
dach vorgesehen. Der ruhende Verkehr wird im Süden durch einen Garagenhof mit Garagen- und Stell-
plätzen untergebracht. Im westlichen Geltungsbereich werden zwei Doppelhäuser vorgesehen, die jeweils 
über eine Garage und Stellplätze verfügen. 

 
48  Verordnung zur Festlegung des Anwendungsbereichs bundesrechtlicher (Mieterschutzvorschriften (Mieterschutz-

verordnung – MiSchuV) vom 09.07.2019, GVBl. 15/2019 S. 458 
49  Anlage 1 Ziffer 1.5.5 Verordnung zur bauplanungsrechtlichen Bestimmung von Gebieten mit einem angespannten 

Wohnungsmarkt (Gebietsbestimmungsverordnung Bau – GBestV-Bau) vom 06.09.2022, GVBl. 17/2022, S.2022 
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Dabei findet die gewählte „Körnung“ (Breite/Tiefe) der Baukörper sowohl im nördlichen landwirtschaftlichen 
Gebäude als auch in den östlich gelegen Doppelhäusern ein Vorbild, da mit der Stellung der Ost-West 
orientierten Gebäuden senkrecht zu den Höhenlinien jeder Einheit ein Westgarten ermöglicht wird. Im Üb-
rigen werden die Gebäude mit der Schmalseite, also giebelständig, zum südlichen Ortsrand gestellt und 
reduzieren mit der Schmalseite die Fernwirkung des Baugebietes. Zum westlichen Ortsrand wird der Ge-
bäuderiegel (Reihenhausbebauung) aufgelockert und in zwei Gebäude (Doppelhäuser) aufgeteilt. Damit 
wird eine Einbindung der künftigen Bebauung in das Landschaftsbild erreicht. 
 

Abweichend von der umliegenden Bebauung wird eine Höhenentwicklung von E+1 mit flach geneigtem 
Satteldach vorgesehen, die zwar die traufseitigen Wandhöhen der Nachbarbebauung überschreitet, jedoch 
unter der Firsthöhe dieser zu liegen kommt. 
 

Die verkehrliche Erschließung erfolgt für den motorisierten Verkehr über die bereits erschlossene erste 
Bauzeile über die vorhandene Bachstraße und für die Reihenhausbebauung (Hausgruppen) über einen 
Wohnweg begrenzter Länge, auf dessen Befahrbarkeit verzichtet wird. Entsprechend der Erschließungs-
planung ist die Herstellung einer 4,5 m breiten Fahrbahn vorgesehen. 
Die Unterbringung des ruhenden Verkehrs erfolgt bei den Einzel- und Doppelhäusern auf jedem Baugrund-
stück in Form von einer Einzelgarage und bei den Hausgruppen durch einen gemeinsamen Garagen- und 
Stellplatzhof, sodass jeder Einheit eine Einzelgarage und ein Einzelstellplatz zugeordnet werden kann.  
 

Für Fußgänger und den Fahrradfahrer erfolgt die Anbindung wie bisher über die Mischnutzung mit dem 
motorisierten Verkehr.  
Die Anbindung an den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) erfolgt wie bisher über die vorhandenen 
Bushaltestellen bzw. den S-Bahn-Haltepunkt.  

4.2. Grünordnerisches Konzept 

Aufgrund der Lage des Plangebietes am südwestlichen Ortsrand ist ein verstärktes Augenmerk auf eine 
gute Einbindung in die Landschaft zu legen. Daher sind Baumpflanzungen zur Eingrünung entlang der 
westlichen und südlichen Grenzen der künftigen privaten Wohnbauflächen vorgesehen. Bei diesen Pflanz-
maßnahmen sollen unter Beachtung der Nutzungsansprüche die besonderen Standortverhältnisse berück-
sichtigt und heimische Baumarten verwendet werden. 
Jedem Baugrundstück ist ein westorientierter und einfriedbarer Gartenbereich zugeordnet. Durch Festset-
zungen zur Anzahl von Baumpflanzungen und zur Gestaltung der nicht überbauten Flächen soll eine Min-
destdurchgrünung des Baugebietes gewährleistet werden. 
Durch die weiteren grünordnerischen Festsetzungen und Hinweise sollen die möglichen Umweltauswirkun-
gen, welche sich in der Planfolge im Rahmen der baulichen Entwicklung ergeben können, vermindert wer-
den. 

4.3. Technische Versorgung 

− Die Stromversorgung erfolgt über das Netz der Bayernwerk AG. 

− Die Wasserversorgung erfolgt über den Zweckverband zur Wasserversorgung der Alto-Gruppe, Markt 
Indersdorf.  

− Die Grundversorgung mit Löschwasser erfolgt über die Trinkwasserversorgung. Für die erforderliche 
Löschwasserversorgung wird folgender Wert angesetzt: Für das Allgemeine Wohngebiet mit einer Voll-
geschosszahl von kleiner gleich 3, einer rechnerischen Geschossflächenzahl von zwischen 0,3 bis 1,2 
und einem Löschwasserbedarf mit einer kleinen Gefahr der Brandausbreitung ergibt sich ein Lösch-
wasserbedarf von 48 m³/h50.  

− Die Fernmeldeversorgung kann über das Netz der Telekom erfolgen. Eine Breitband- und die FttH/B51 
Versorgung ist in der nördlichen Maschinenhalle zurzeit mit einer Brandbreite bis zu 50 Mbit/s über 95 
% und durch LTE52 6 Mbits/s zu über 95 % gesichert. Die nächsten Mobilfunkanlagen sind nördlich 
Schwabhausen im Kaltenbrunner Holz in ca. 1,79 km Entfernung (Standortbescheinigung Nr. 542197 
– 19 Antennen) vorhanden. 

− Die Versorgung mit Erdgas kann über das Netz der Energie Südbayern erfolgen. 

− Im Rahmen des Neubaus der Erschließungsstraßen erfolgt eine entsprechende Koordination (z.B. 
durch ein Spartengespräch). 

 
50  Technische Regeln Arbeitsblatt W 405 vom Deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. DVGW, 02-2008 
51  FttH/B „Fibre to the Home“ bzw.- „Fiber to the Building“ bezeichnet man das Verlegen von Lichtwellenleitern 

(Glasfaser) von Rechenzentren direkt bis in die Wohnung des Teilnehmers 
52  LTE „Long Term Evolution“ ist eine Bezeichnung für den Mobilfunkstandard der dritten Generation 
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4.4. Technische Entsorgung 

Die Entsorgung des anfallenden Abwassers erfolgt im Trennsystem über den Schutzwasserkanal des 
Marktes Markt Indersdorf. Die kommunale Kläranlage Markt Indersdorf mit einer Belebungsanlage 
(Baujahr 1991, Größenklasse 4) verfügt über 18.000 Einwohnergleichwerte53. 
Im nördlichen Teil der Bachstraße (Fl.-Nr. 840) ist bis auf Höhe des Wohngebäudes Bachstraße Nr. 
111 (Fl.-Nr. 120) ein Schmutzwasserkanal vorhanden. Im Zuge der Erschließungsplanung wird dieser 
nach Westen und dann nach Süden innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche (Fl.-Nrn. 839, 840 und 
128) verlängert, wobei die über einen separaten Erschließungsvertrag geregelt wird. 

− Im Baugrundgutachten54 wird zur dezentralen Versickerung des gesammelten Niederschlagswasser 
folgendes ausgeführt: „Die Sand-Schluffgemische weisen, mit ihren überwiegend relativ hohen Fein-
korngehalten, in der Regel kf-Wert55 von ≤ 1x10-6 m/s auf. In diesen Böden ist eine Versickerung von 
Oberflächenwasser über Rigolen oder Schächte nicht möglich. Stellenweise können auch besser 
durchlässige Sandböden angetroffen werden. Wir empfehlen, an konkreten Versickerungsstellen noch 
Sickerversuche in Baggerschurfen auszuführen.“ 
 

So wurde das Ingenieurbüros Seidl&Partner mit der Erstellung eines Konzeptes für die Beseitigung 
des gesammelten Niederschlagswassers beauftragt, das mit dem Wasserwirtschaftsamt München 
vorabgestimmt wurde. In der Entwässerungsplanung56 samt Spartenplan57 kommt es zu folgenden 
Maßnahmen: 
WA1 – Parzellennummern 1-4: 
„Die Hausnummern [Parzellennummern] 1 – 4 haben ihre Dachflächen und einen gemeinsamen Ga-
ragenhof zu entwässern. Das anfallende Regenwasser der Dachflächen soll jeweils einzeln gesam-
melt und in einer Zisterne versickert [sic] werden. Ein Notüberlauf über eine Drainageleitung soll den 
Regenwasserabfluss im Starkregenfall sicherstellen. Die Zisternen haben ausreichend Volumen, um 
die Regenmenge von einem 5-jährigen Starkregenereignis speichern zu können.“ 
WA1 - Gargenhof 
„Der Garagenhof von Hausnummern [Parzellennummern] 1 - 4 ist mit einer Vorreinigung und anschlie-
ßender Rigole ausgestattet. Das Regenwasser wird in der Entwässerungsrinne gesammelt und fließt 
zusammen mit den Dachrinnen in den Vorreinigungsschacht ein. Die Rigole sollte eine möglichst 
große Grundfläche haben, sodass viel Möglichkeit zum Versickern gegeben ist. Zusätzlich wird emp-
fohlen einen Bodenaustausch unter der Rigole durchzuführen. Die Rigole verfügt über einen Notüber-
lauf, welcher an die Drainageleitung angeschlossen ist. Von der Drainageleitung kann das Wasser 
dann im Bach ablaufen und versickern. Die Rigole hat ausreichen Volumen, um die Regenmenge 
eines 5-jähriges Starkregenereignis speichern zu können.“ 
WA2 – Parzellennummern 5-8 
„Im Bereich der Hausnummern [Parzellennummern] 5 – 8 werden die Dachflächen der einzelnen Häu-
ser zusammen mit den Dachflächen der Garagen entwässert. Das anfallende Regenwasser der Dach-
flächen soll jeweils einzeln gesammelt und in einer Zisterne versickert [sic] werden. Ein Notüberlauf 
über eine Drainageleitung soll den Regenwasserabfluss im Starkregenfall sicherstellen. Die Zisternen 
haben ausreichend Volumen, um die Regenmenge von einem 5-jähriges Starkregenereignis spei-
chern zu können.“ 
Öffentliche Verkehrsfläche - Fl.-Nr. 128T (westlich des WA2) n. 839T, 840T: 
„Die Bachstraße wird im Bereich von Station 0+090 bis 0+150 ausgebaut, die Bauweise soll in Asphalt 
erfolgen. In diesem Zuge ist eine Verbreiterung der Bachstraße von derzeit 3,0m Fahrbahnbreite auf 
4,5m Fahrbahnbreite vorgesehen. Da die Wohnbebauung um 8 Häuser erweitert werden soll sind die 
Nutzungsanforderungen immer noch als gering einzustufen. Aus diesem Grund soll die Entwässerung 
von Station 0+090 bis 0+150 weiterhin in den westlichen Böschungsbereich erfolgen. Der neu ange-
legte Bach ist so bemessen, dass bei einem 5-jähriges Starkregenereignis genug Sickerfläche zur 
Verfügung steht, um das Regenwasser zu versickern. Sollte es dennoch dazu kommen, dass zu viel 
Regenwasser anfällt, wird dieses über die bestehende Leitung in den Holzgraben eingeleitet.“ 
Öffentliche Verkehrsfläche - Fl.-Nrn. 839T, 840T (nördlich des WA2 und WA1): 
„Im Bereich der Bachstraße von Station 0+025 bis 0+090 wird die bestehende asphaltierte Straße 
ausgebaut. Eine Verbreiterung der Straße ist nicht vorgesehen. Das Regenwasser soll wie bisher über 

 
53  Der Einwohnergleichwert (EGW) dient als Referenzwert der Schmutzfracht in der Wasserwirtschaft. 
54  Blasy+Mader GmbH, „BV Erschließung Bebauungsplan 33 Birkenweg in 85229 Niederroth, Baugrundgutachten 

Projekt Nr. 12019, 12.10.2021, Ziffer 4.4 
55  Der Kf-Wert ist der Durchlässigkeitsbeiwert, der den Grad der Versickerungsfähigkeit (Wasserdurchlässigkeit) 

von Böden beschreibt.: Kf  1x10-6 - 1x10-8:: schwach durchlässig  
56  Seidl&Partner, Beratende Ingenieure, Bebauungsplan Nr. 33 „Baugebiet Birkenweg“ Erläuterung zur Entwässe-

rungsplanung vom 11.04.2023, Dachau  
57  Seidl&Partner, Beratende Ingenieure, Spartenplan vom 27.02.2023, Dachau, Plannr. 21061PL3 
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den Böschungsbereich abgeleitet und versickert werden. Hier ist kein Notüberlauf in den Holzgraben 
erforderlich.“ 
 

 
Abb. 8:  Seidl&Partner, Ausschnitt aus dem Spartenplan vom 27.02.2023, Plannr. 21061PL3, (Original-

maßstab 1:250) 
 

Die Entwässerung des gesammelten Niederschlagswassers der Baugrundstücke sieht eine dezent-
rale punktuelle Versickerung über einen Sickerschacht/Retentionszisterne mit Notentlastung vor, wo-
bei das gesamte Volumen bei den Baugrundstücken im WA1 bei mind. 7,6 m³ und im WA2 bei mind. 
9,6 m³ betragen muss. Der Notüberlauf erfolgt über einen Regenwasserkanal in den Holzgraben, dafür 
ist aus der Sicht des Ingenieurbüros Seidl&Partner58 ein wasserrechtliches Verfahren nicht erforder-
lich. 
Da damit eine ordnungsgemäße anderweitige Beseitigung von Niederschlagswasser möglich ist, be-
steht kein Benutzungsrecht für die Entwässerungsanlagen59. Die Herstellung der Anlage wird im Er-
schließungsvertrag gesichert. 

− Die Müllentsorgung (Hausmüll) erfolgt zentral über die Gesellschaft für Abfallbeseitigung, GfA, in 
Dachau. Die zentrale Wertstoffsammelstelle/Recyclinghof (Heinrich-Lanz-Straße 12) befindet sich in 
ca. 4,73 km Entfernung.  

4.5. Vorbeugender Brandschutz 

Das Gebäude der Freiwilligen Feuerwehr Niederroth (Am Sportplatz 2b) befindet sich in einer Entfernung 
von ca. 1,0 km.   
Die Belange des vorbeugenden Brandschutzes werden durch eine ausreichende verkehrsmäßige Erschlie-
ßung und Zugänglichkeit der Grundstücke berücksichtigt. So ermöglicht die geplante öffentliche Verkehrs-
fläche hinsichtlich der Fahrbahnbreite, der Kurvenkrümmungsradien usw., dass diese mit den Fahrzeugen 
der Feuerwehr jederzeit und ungehindert befahren werden können. Ferner befindet sich das nördliche Rei-
henhaus (Parzelle Nr. 1 der Hausgruppe) in einem Abstand von nicht mehr als 50 m von der öffentlichen 
Verkehrsfläche entfernt, sodass auf eine Befahrbarkeit des Wohnweges begrenzter Länge verzichtet wer-
den kann.  

 
58  eMail vom 18.05.2022 (10:31) 
59  § 4 Abs 5 Satzung für die öffentliche Entwässerungsanlage des Marktes Markt Indersdorf (Entwässerungsatzung 

– EWS) vom 11.10.2004 
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Kenntnisse über brandschutztechnische Risiken im Planbereich (z.B. Mineralöl- oder Gasfernleitungen) 
liegen nicht vor. Ebenso ist keine negative Wechselbeziehung zwischen dem Planungsbereich und den 
umliegenden Gebieten erkennbar. 
Weitere Anforderungen für die Bauwerke werden im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Verfahrens 
nachgewiesen.  
 
5. PLANINHALT 

5.1. Art der baulichen Nutzung 

5.1.1. Allgemeines Wohngebiet 

Das Gebiet wird als „Allgemeines Wohngebiet“ festgesetzt. Dies ermöglicht eine Wohnnutzung mit einer 
gewissen Durchmischung mit freiberuflichen Nutzungen und nicht störenden Handwerksbetrieben. Dies 
entspricht der charakteristischen Struktur von Niederroth. 

5.1.2. Ausgeschlossene Nutzungen 

5.1.2.1. Gartenbaubetriebe und Tankstellen  

Gartenbaubetriebe sind nicht zulässig, weil ihre Neuerrichtung durch Freiflächen bzw. Gewächshäuser ei-
nen hohen Flächenverbrauch bewirkt. Ebenso sind Tankstellen nicht zulässig, weil eine Neuerrichtung aus-
schließlich als Großtankstellen mit Supermarkt und Waschanlage erfolgt. Der 24-stündige Betrieb derarti-
ger Tankstellen ist aus der Sicht des Immissionsschutzes mit Einzelhandelsbetrieben vergleichbar und in 
der vorhandenen Struktur nicht erwünscht. Damit wird auch sichergestellt, dass im Plangebiet der dringend 
benötigte Wohnraum nicht von anderen Nutzungen verdrängt wird und so die Wohnnutzung im Vorder-
grund steht. 
 

5.1.2.2. Mobilfunkanlagen 

Mobilfunkanlagen im Sinne von sonstigen nicht störenden Gewerbebetrieben (§ 4 Abs. 3 Nr. 2 BauNVO) 
und als Nebenanlagen im Sinne von § 14 BauNVO sind nicht zulässig. Dies dient dem wesentlichen Pla-
nungsziel des Marktes zur Erhaltung des Gebietscharakters des Wohngebiets, des Wohnfriedens und der 
Beachtung des vorbeugenden Immissionsschutzes60. 
Aufgrund des kleinen Geltungsbereichs des Bebauungsplanes und der Tatsache, dass im Marktgebiet be-
reits Baugebiete bestehen (z.B. Dorfgebiete nördlich an der „Münchner Straße“), in denen Mobilfunk-
Sende- und Empfangsanlagen zulässig sind, ist die flächendeckende angemessene und ausreichende 
Versorgung mit Telekommunikationsdienstleistungen nach wie vor möglich.  
Die aufgrund ihrer Lizenzverträge auferlegte Verpflichtung der Mobilfunkbetreiber, einen bestimmten Ver-
sorgungsgrad der Bevölkerung mit Mobilfunk herzustellen, ist damit eingehalten und entspricht dem LEP 
2023 (Grundsatz 1.4.2 „Flächendeckende Versorgung mit Telekommunikationsdiensten“). 
Ebenso wird die grundgesetzliche Verpflichtung (Art. 87 f Abs. 1 GG) der flächendeckenden, angemesse-
nen und ausreichenden Telekommunikationsdienstleistung im Siedlungsbereich des Marktes weiterhin in 
erster Linie durch die bereits bestehenden Anlagen (nordwestlich, in ca. in ca. 1,79 km entfernten Mobil-
funkmast61) ermöglicht. 
Ferner besteht nach wie vor die Möglichkeit, Mobilfunkanlagen zu errichten, die keine bodenrechtliche Re-
levanz aufweisen. Dies wäre bei „drahtlosen Zugangspunkten mit geringer Reichweite“ 62, sogenannten 
„Small Cells“ der Fall, wenn das Gesamtvolumen des für die allgemeine Öffentlichkeit sichtbaren Teils 
30 Liter63 bzw. eine Größe von 1 m x 1 m64 nicht übersteigt.  
Damit wird dem Belang des Mobilfunkausbaus (§ 1 Abs. 6 Satz 1 Nr. 8d BauGB) ausreichend Rechnung 
getragen. 

5.1.3. Zahl der Wohnungen 

Die Festsetzung der höchstzulässigen Zahl von Wohnungen ist notwendig, um den vorherrschenden Ge-
bietscharakter zu erhalten, die unerwünschte Umstrukturierung der baulichen Eigenart des Gebiets hin zu 
Wohnanlagen zu verhindern und um die Versiegelung durch die Errichtung von Verkehrsflächen und Stell-
plätzen für Kraftfahrzeuge gering zu halten. 

 
60  So auch BayVGH Urteil vom 02.08.2007 1 BV 05.2105 
61 Standortbescheinigung Nr. 540589 – 5 Antennen 
62  Art. 57 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.12.2018 über den eu-

ropäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 17.12.2018 S. 36) 
63  Anhang A Nr. 1 Durchführungsverordnung (EU) 2020/1070 der Kommission vom 20.07.2020 zur Festlegung der 

Merkmale drahtloser Zugangspunkte mit geringer Reichweitet gemäß Art. 57 Abs. 2 der Richtlinie (EU) 
2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates über den europäischen Kodex für die elektronische 
Kommunikation (ABl. L 234 vom 21.07.2020, S. 11) 

64  Baurechtliche Beurteilung von Mobilfunkanlagen, Hinweise des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau 
und Verkehr, Stand 22.04.2021, Seite 5 
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Um die vorhandene kleinteilige und prägende Einfamilienhausstruktur (auch in Form einer Doppelhaus-
hälfte) zu sichern und verträglich in eine Zweifamilienhausstruktur nachzuverdichten, wird die Zahl der 
Wohnungen im Allgemeinen Wohngebiet begrenzt und dadurch eine einheitliche Struktur des Gebiets in 
Bezug auf die Hausform erreicht. 
Die maximale Geschossfläche bei den Doppelhäusern bzw. Hausgruppen liegt bei GF 170 m². Daraus 
ergeben sich bei einer Wohnung Wohnflächen von ca. 127,5 m² bis ca. 135 m². Diese Werte liegen etwas 
über dem statistischen Wert für Ein- und Zweifamilienhäuser von 125,2 m² Wohnfläche/Wohnung im Ge-
meindegebiet von Markt Indersdorf, ermöglichen aber die Schaffung von familiengerechten Wohnungen. 
Bei Einzelhäusern liegt die maximale Geschossfläche bei GF 340 m². Gleiches lässt sich für eine Bebauung 
mit einem Einzelhaus mit zwei Wohnungen ableiten. 

5.2. Maß der baulichen Nutzung 

Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung bestimmt sich aus der Grundfläche (GR), der Zahl der 
Vollgeschosse (Z) und der Höhe der baulichen Anlage (traufseitige Außenwandhöhe und Firsthöhe).  

5.2.1. Grundflächenzahl 

Die Festsetzung der Größe der Grundfläche ist für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung im 
Bebauungsplan zwingend und dient dazu, die übermäßige Nutzung des Grundstücks zugunsten des Bo-
denschutzes zu vermeiden.  
 

Dabei entwickelt sich die Grundfläche aus dem städtebaulichen Konzept. Die Größe der Grundfläche wird 
mit dem absoluten Maß (für den Flächenbedarf des Hauptgebäudes) festgesetzt und mit einer GR von 
85 m² bezogen auf die zulässige Hausform (Doppelhaus, Hausgruppe) bestimmt, wobei eine Verdoppelung 
auf eine GR von 170 m² bei Einzelhäusern erfolgt.  
 

Um die Anrechnung der Grundflächen von Terrassen (als Teil der Hauptanlage) klarzustellen wird für diese 
Teile baulicher Anlagen eine prozentuale Überschreitung von 20 % der Grundfläche im Sinne von § 16 
Abs. 5 BauNVO zugelassen. 
 

Dabei werden die Orientierungswerte für „Allgemeine Wohngebiete“ (§ 17 Abs. 1 BauNVO mit GRZ 0,4) 
mit einer GRZ von 0,27 (mit den Flächen von Terrassen von 0,324) und der rechnerischen Geschossfläche 
GFZ von 0,53 (§ 17 Abs. 1 BauNVO mit GFZ 1,2) unterschritten.  
 

Die Marktgemeinde erachtet dieses Nutzungsmaß unter Berücksichtigung der umgebenden Bebauung und 
der Ortsrandlage für angemessen. 

5.2.2. Versiegelte Fläche/Überschreitensregelung 

Die „Versiegelungszahl“ wird durch eine maximal Gesamtgrundflächenzahl der in § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO aufgeführten Anlagen bestimmt. Durch diese Vorhaben werden die gesetzlichen 50 % Über-
schreitungsmöglichkeiten auf eine Gesamt-Grundflächenzahl von 0,60, im Bereich der Reihenmittelhäuser 
auf 0,65 und im Umgriff des Garagen- und Stellplatzhofes auf 0,90 angehoben. Dies ist erforderlich um die 
nötigen Garagen, Stellplätze, Zufahrten und Flächen für Nebengebäude unterzubringen. Dabei wird die 
Kappungsgrenze von 0,8 (§ 19 Abs. 4 BauNVO) im gesamten Baugebiet mit 0,64 unterschritten. 

Die Marktgemeinde stellt bei der Festlegung der Größe der Grundflächen nach § 16 Abs. 2 Nr. 1 BauNVO 
in erster Linie auf den Flächenbedarf des Hauptgebäudes ab; der Bedarf für die Anlagen nach § 19 Abs. 4 
Satz 1 BauNVO wird aber zugleich durch die Überschreitungsregelung nach § 19 Abs. 4 Satz 3 BauNVO 
berücksichtigt. Dabei wird das nach §§ 16 ff BauNVO erforderliche „Summenmaß“ festgesetzt.  

5.2.3. Zahl der Vollgeschosse 

Die Zahl der Vollgeschosse wird für das gesamte Allgemeine Wohngebiet mit zwei festgesetzt. Dies ist 
erforderlich, da öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild beeinträchtigt werden 
können. Die Definition des Begriffes „Vollgeschoss" nach Art. 2 Abs. 5 BayBO in der bis zum 31.12.2007 
geltenden Fassung ist nach Art. 83 Abs. 7 BayBO in der seit 01.01.2008 geltenden Fassung unverändert. 
Sie lautet: „Vollgeschosse sind Geschosse, die vollständig über der natürlichen oder festgelegten Gelän-
deoberfläche liegen und über mindestens zwei Drittel ihrer Grundfläche eine Höhe von mindestens 2,30 m 
haben. Als Vollgeschosse gelten Kellergeschosse, deren Deckenunterkante im Mittel 1,20 m höher liegt 
als die natürliche oder festgelegte Geländeoberfläche." 

5.2.4. Höhen der baulichen Anlagen 

Um das Orts- und Landschaftsbild nicht zu beeinträchtigen wird bei den Gebäuden die Firsthöhe bzw. 
traufseitige Außenwandhöhe festgesetzt. In Zusammenwirken mit der gebäudetypischen Dachneigung be-
stimmen sie das Volumen der Gebäude.  
 

Nach § 18 Abs. 1 BauNVO sind die erforderlichen Bezugspunkte zu bestimmen. Die Festsetzung des Hö-
henbezugspunktes erfolgt, da die natürliche Geländeoberfläche in diesem geneigten Gelände Höhenun-
terschiede aufweist und die Gebäude der geplanten Straße zugeordnet sind. Der untere Bezugspunkt wird 
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über Normalhöhennull festgesetzt, somit ist eine Veränderung dieses Punktes nicht zu erwarten. Der untere 
Höhenbezugspunkt wird, ausgehend vom vorhandenen Straßenniveau der aktuellen Straßen, als maxima-
ler Wert jeweils für die einzelnen überbaubaren Grundstücksflächen und Flächen für Garagen über Nor-
malhöhennull bestimmt. Der untere Höhenbezugspunkt kommt dabei 0,2 m über dem höchsten Gelände-
punkt (DGM) zu liegen.  

Für die oberen Bezugspunkte wird bei der „traufseitigen Außenwandhöhe“ auf die Formulierung des Art. 6 
Abs. 4 Satz 2 BayBO zur bauordnungsrechtlichen Wandhöhe zurückgegriffen. Beim Begriff „Firsthöhe“ 
handelt es sich um den allgemeinen und fachspezifischen Sprachgebrauch im Sinne der oberen Begren-
zung einer geneigten Dachfläche. Klarzustellen ist, dass die durch den Bebauungsplan planungsrechtlich 
festgelegten traufseitigen Außenwandhöhen von den bauordnungsrechtlichen Wandhöhen (vgl. Art. 6 Abs. 
4 Satz 2 BayBO) abweichen, sodass sich auch durch die Topographie höhere abstandsflächenrelevante 
Wandhöhen ergeben. Nur hierdurch kann sichergestellt werden, dass sich die neue Bebauung maßstäblich 
in den bestehenden Ortsrand einfügt. 
 

Da es sich um die Festsetzung der traufseitigen Außenwand- und Firsthöhen handelt, sind - im Gegensatz 
zu der Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen - haustechnische Anlagen, wie Schornsteine, Antennen 
etc. nicht in diese Höhenfestsetzung einbezogen. 
 

 
Abb. 9:  Gebäudetyp E+1 im WA2 Ansicht von Westen und vorhandene Nachbarbebauung 
 

Um die Unterordnung der Garagen, Carports und Nebengebäude zu gewährleisten, wird für diese ebenfalls 
die traufseitige Wandhöhe festgelegt.  
 

Der festgesetzte Gebäudetyp „E+1“ ermöglicht die Errichtung eines Gebäudes mit Erd- und Obergeschoss, 
wobei das Obergeschoss auch ein raumhaltiges Dach aufweisen kann.  

5.3. Überbaubare und nicht überbaubare Grundstückfläche - Bauweise und Hausform 

Die überbaubare Grundstücksfläche erfolgt durch die Festlegung der Baugrenzen, die den städtebaulichen 
Entwurf einer lockeren Bebauung am westlichen Ortsrand (Teil des WA2) und einer dichteren Bebauung 
im übrigen Gebiet (übriges WA1) umsetzt. Weiterhin dienen die Baugrenzen dazu die räumlich beschränk-
ten Teilbereiche der Grundstücke, auf denen die baulichen Anlagen errichtet werden dürfen, festzulegen. 
Die Größe der Baufenster entspricht einer erweiterten Baukörperfestsetzung, auch um die Durchlässigkeit 
zu den Ortsrändern zu unterstreichen. Da es sich bei den dem Gebäude zugeordnete Terrasse, nicht um 
Nebenanlagen nach § 14 BauNVO, sondern um Bestandteil des Gebäudes handelt wird ein Überschreiten 
der Baugrenzen zugelassen. Dabei wird eine Größe von bis zu 18 m² für ausreichend erachtet.  
Um abstandsflächenprivilegierte Grenzgaragen im WA2 zu ermöglichen, werden entsprechende Flächen 
für Garagen bestimmt. Im WA1 wird für den Garagen- und Stellplatzhof sowohl Flächen für Garagen als 
auch Flächen für Stellplätze festgesetzt. 
 

Als Bauweise wird die offene Bauweise festgesetzt, wobei im WA2 als zulässige Hausform das Einzel- und 
Doppelhaus und im WA1 die Hausgruppe (Reihenhaus) bestimmt wird.  

Da aufgrund der Hanglage bei der Parzelle Nr. 5 und beim Garagen- und Stellplatzhof die grenzständigen 
Garagen einschließlich ihrer Nebenräume und Stellplätze mit Schutzdach (Carports) die talseitige Wand-
höhe um bis zu ca. 1,0 m (Nr. 5 zu Parzelle Nr. 4 hin) bzw. ca. 1,35 m (nördliche Garage zu Parzelle Nr. 4 
hin) tiefer liegt als die bergseitige Wandhöhe der Zufahrt, ist eine Ausnahme von der offenen Bauweise 
erforderlich um entsprechend Art. 6 Abs. 1 Satz 3 BayBO65 deren Errichtung planungsrechtlich zuzulassen. 
Dabei wird bei der Begrifflichkeit auf die Formulierung des Art. 6 Abs. 7 Satz 1 Nr. 1 bzw. Art. 6 Abs. 4 Satz 
2 BayBO zurückgegriffen. Bei der Bestimmung der mittleren Wandhöhe (3,7 m) und der Gesamtlänge 

 
65   „Eine Abstandsfläche ist nicht erforderlich vor Außenwänden, die an Grundstücksgrenzen errichtet werden, wenn 

nach planungsrechtlichen Vorschriften an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.“ 
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(7,0 m) wird auf die bisherige nach der BayBO zulässige Wandfläche zum Nachbargrundstück von 27 m² 
(3 m x 9 m) zurückgegriffen und diese im Groben beibehalten. 
 

Für Garagen einschließlich deren Nebenräume und Carports (Stellplätze mit Schutzdach) wird bestimmt, 
dass ein Stauraum (Zu- und Abfahrt gemäß § 2 Abs. 1 GaStellV) von mindestens 5,0 m eingehalten werden 
muss. Dies dient dazu, den Straßenraum zu entlasten und gleichzeitig Parkangebote z.B. für Besucher 
oder zum Entladen des PKW zu schaffen und damit die Leichtigkeit des Verkehrs zu erhöhen. 
 

Im WA2 sind auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Stellplätze zulässig, da diese im Gegensatz 
zum Garagen- und Stellplatzhof keinen städtebaulichen Regelungsbedarf aufweisen. Hierzu wird flankie-
rend durch die Regelung zu den versiegelten Flächen erreicht, dass diese straßennah untergebracht wer-
den.  
 

Darüber hinaus werden auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen Nebengebäude (Gebäude als 
Nebenanlage i.S. von § 14 BauNVO bzw. als bauliche Anlage i.S. von Art. 6 Abs. 7 BayBO ) ausgeschlos-
sen; wobei jedoch kleinere Nebengebäude (bis 6 m² Brutto-Grundfläche und bis 15 m³ umbautem Raum), 
die notwendig sind um entsprechende Gartengeräte unterzubringen, allgemein zugelassen werden. Dabei 
wird bestimmt, dass der Vorgartenbereich von Nebengebäuden freigehalten werden muss, um den Stra-
ßenraum nicht mit gestalterisch anspruchslosen Gebäuden zu belasten und das Straßenbild optisch zu 
verengen.  
 

Da für weitere baulichen Nebenanlagen und bauliche Anlagen die in den Abstandsflächen zulässig sind 
kein Ausschluss erfolgt, ist für deren Errichtung auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen der § 23 
Abs. 5 BauNVO i.V.m. Art. 63 BayBO einschlägig. 

5.4. Örtliche Verkehrsflächen 

Als öffentliche Verkehrsfläche wird für die Wohnstraßen hauptsächlich der Straßenraum mit der bestehen-
den Breite (von 5,9 m in der südlichen Bachstraße über 7,4 m in der westlichen Bachstraße und mehr im 
Mündungsbereich) festgesetzt. Dies ermöglicht auf Ebene der Straßendetailplanung einen dörflichen Stra-
ßenraum mit einer versiegelten Straßenbreite von 4,50 m (Wohnweg) mit seitlichem Schutz- bzw. Seiten-
streifen. 
 

Die Verkehrsfläche ist ausreichend dimensioniert, um die Benutzung für Rettungs-, Müll-, Bau- und Möbel-
fahrzeuge zu gewährleisten und das Begegnen von PKW/PKW (bei eingeschränktem Bewegungsraum) 
oder PKW/Radfahrer nach RASt0666 zu ermöglichen.   
Aufgrund der geringen Verkehrsstärke wird das Begegnen von PKW/LKW bzw. PKW/Traktoren durch ver-
minderter Geschwindigkeit und Ausweichen auf den Seitenstreifen ermöglicht.  
 

Auf die Festsetzung einer funktionalen Trennung (Fahrbahn, Gehweg, begrünter Seitenstreifen) wird ver-
zichtet, da dies durch die Straßendetailplanung erfolgt. Somit wird an einer pauschalen Festsetzung des 
Straßenraumes festgehalten. 

5.5. Grünordnung 

Die Festsetzungen zur Grünordnung dienen dazu, die Eingriffe in Natur und Landschaft zu minimieren und 
das Baugebiet in die Landschaft einzubinden. 

5.5.1. Bäume zu pflanzen 

Als Maßnahme zur Ein- und Durchgrünung des Planungsgebietes wird das Anpflanzen von standortge-
rechten Gehölzen mit Mindestpflanzgrößen auf privaten Flächen vorgegeben. 

5.5.2. Artenauswahl 

Die Verwendung von heimischen Gehölzarten soll die genetische Vielfalt der heimischen Pflanzenwelt mit 
den darauf angewiesenen Tieren erhalten. Möglichst großkronige Laubbäume dienen als Schattenspender 
und zur Staubfilterung und stellen ein Lebensraumangebot für wildlebende Tiere (z.B. Singvögel) dar. 

5.5.3. Nicht überbaute Flächen 

Um auf den nicht mit Gebäuden oder vergleichbaren baulichen Anlagen überbauten Flächen der bebauten 
Grundstücke einen durchgrünten Bereich zu schaffen, wird die Anzahl der zu pflanzenden Bäume im Ver-
hältnis zur Grundstücksfläche festgelegt. Durch diese Festsetzung wird ein Mindestmaß an Durchgrünung 
des Baugebietes erreicht.  

Geschotterte Steingärten und versiegelte Flächen im Freibereich sowie Kunst- und Hybridrasen haben 
negative Auswirkungen auf das Lokalklima und verstärken das Artensterben. Auf den genannten Flächen 
erfolgt eine starke Aufheizung an warmen Tagen, die Versickerung von Niederschlagswasser wird redu-
ziert, oberflächlicher Ablauf und die Gefahr von Überschwemmungen wird erhöht. 

 
66  Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen – Arbeitsgruppe Straßenentwurf – Empfehlungen für die 

Anlage von Stadtstraßen RASt 06 
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Wohngebiete mit wenig Siedlungsgrün bieten kaum Lebensraum für Bienen, andere Insekten, Vögel und 
weitere Tiere. Daher sind die nicht überbauten Flächen als Vegetationsflächen anzulegen. Reine Schotter-
flächen mit einem Pflanzendeckungsgrad unter 50% sowie die Verwendung von Kunst- oder Hybridrasen 
sind nicht zulässig. 
Mit der Festsetzung zur Begrünung von unversiegelten Vegetationsflächen soll die naturferne Gestaltung 
der Gärten mit Kies, Schotter oder ähnlichen Materialien sowie Kunst- und Hybridrasen  vor allem in Kom-
bination mit wasserdichten Folien und Vlies verhindert werden, insbesondere da hierdurch Pflanzen gar 
nicht oder nur in geringer Zahl vorkommen. 
Daraus ergibt sich, dass Schotter/- Kiesflächen sowie Kunst- und Hybridrasen weitgehend ökologisch wert-
los sind. Stein-, Schotter- und Kiesflächen stellen einen Lebensraumverlust für Insekten dar, die wiederum 
eine Nahrungsbasis für Amphibien, Reptilien, Vögel und Kleinsäuger sind. Pflanzen können aufgrund des 
Vlieses und der Schotterflächen kaum bis gar nicht wachsen. Da Stein-, Schotter- und Kiesflächen erheb-
liche Auswirkungen auf die Bodenflora und -fauna haben und damit auch die natürliche Funktion des Bo-
dens beeinträchtigen, geht das Bayerische Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr67 von einer 
notwendigen Ermittlung der Grundfläche in Bezug auf „Steingärten“ aus. Denn die Beeinträchtigungen der 
Bodenfunktionen sind weder mit dem Sinn und Zweck der Mitberechnungsklausel des § 19 Abs. 4 Satz 1 
BauNVO noch mit dem Ziel der Bodenschutzklausel des § 1a Abs. 2 Satz 1 BauGB zu vereinbaren.  
Neben dem Schutz des Orts- und Straßenbildes vor einer optisch monotonen Gestaltung dient die Fest-
setzung dazu, eine angemessene Begrünung von Freiflächen zu gewährleisten, der Bodenzerstörung ent-
gegenzuwirken und eine notwendige Anpassung an die Herausforderungen der Folgen des Klimawandels 
(Aufnahme von Hitze und Staub) zu erreichen. Darüber hinaus gilt es vor dem Hintergrund des Insekten-
schwunds (Rückgang von Artenzahl und Menge der Insekten) und des Rückgangs vieler Vogelarten auch 
im Siedlungsraum die biologische Vielfalt durch geeignete Lebensraumstrukturen zu stärken und ökolo-
gisch aufzuwerten. 

Hierdurch wird dem Boden- und Grundwasserschutz bzw. der Grundwasserneubildung Rechnung getra-
gen.  

5.5.4. Befestigte Flächen 

Versickerungsfähige Beläge im Bereich der Stellplätze und Zufahrten zu Stellplätzen/Garagen/Carports 
vermindern die Versiegelung und dienen der Verbesserung des Wasserhaushaltes (zumindest teilweises 
Schließen lokaler Wasserkreisläufe durch Grundwasserneubildung vor Ort und erhöhte Verdunstung). Das 
wirkt sich auch positiv auf das Kleinklima aus und dient dem Fließgewässerschutz durch die Vermeidung 
unnötiger Belastungen der Kanalsysteme und Kläranlagen. 

5.6. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Erhaltung von Boden, Natur und Land-
schaft - Außenbeleuchtung 

Die ausschließliche Verwendung von LED-Leuchten mit einer Farbtemperatur bis max. 3.000 Kelvin dient 
zum einen der Energieeinsparung und zum anderen dem Artenschutz, da damit die negativen Auswirkun-
gen auf Insekten deutlich verringert werden können. 

5.7. Äußere Gestaltung als örtliche Bauvorschrift 

Zur Einfügung der Bebauung in das vorhandene Orts- und Landschaftsbild und zur positiven Gestaltungs-
pflege werden besondere Festsetzungen zur Gestaltung (Hauptdachform, Hauptdachneigung, Hauptfirst-
richtung, Hauptdeckungsmaterial, Dachauf- und -einbauten, Einfriedungen und Geländemodellierungen) 
getroffen. Diese beschränken sich auf ein gestalterisches Minimum und ermöglichen den Bauwerbern ei-
nen hohen Gestaltungsfreiraum.  

5.7.1. Hauptdachform und Hauptdachneigung 

Dächer bestimmen in besonderem Maße das Gesamtbild einer Gemeinde und sind Ausdruck eines örtli-
chen und landschaftsgebundenen Baustils. Im Geltungsbereich wird für den vorgeschlagenen Gebäudetyp 
mit E+1 das traditionelle Satteldach festgesetzt. Um eine wirtschaftliche Ausnutzung zu ermöglichen und 
den Anforderungen an das kostensparende Bauen gerecht zu werden, wird eine flache Hauptdachneigung 
festgesetzt. So steht das Gebot einer Hauptdachneigung von mindestens 23° bis 25° allein im öffentlichen 
Interesse der Bewahrung der historisch gewachsenen Dachlandschaft. Für Garagen einschließlich deren 
Nebenräume, Stellplätze mit Schutzdach (Carports) und freistehenden Nebengebäude werden auch ex-
tensiv begrünte Flachdächer für zulässig erklärt. Für Nebengebäude mit einer Fläche von 6 m² („Baumarkt-
ware“) werden keine Regelungen getroffen, da dies städtebaulich irrelevant sind. 
 

Mit dem Bezug auf die Hauptdachform bzw. -dachneigung wird es ermöglicht für untergeordnete Anbauten 
und Gebäudeteile (z.B. Erker, Überdachungen, Vordächer, Wintergärten etc.) auch andere Dachformen 
und Dachneigungen, wie flachgeneigte Pultdächer, Flachdächer etc. zu verwenden. 

 
67  Schreiben vom 27.07.2021 Az 25-4611-113-1-61 
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Um einen gerichteten Baukörper zu erhalten wird bestimmt, dass der Hauptfirst über die längere Seite des 
Hauptgebäudes verlaufen muss. 

5.7.2. Firstrichtung 

Um nach Süden mit der schmaleren Gebäudeseite eine verträgliche Giebelständigkeit zu schaffen wird die 
Firstrichtung durch Planzeichen festgesetzt, wobei geringfügige Abweichungen zugelassen werden kön-
nen. 

5.7.3. Hauptdeckungsmaterial  

Im Ortsbereich herrschen geneigte Dächer mit kleinteiliger Ziegel- oder Betonsteindeckung in roten und 
rotbraunen Farbtönen (wie Ziegel) vor. Die Marktgemeinde erachtet dieses Material als ortstypisch und 
landschaftsgebunden und sieht es ortsgestalterisch für erforderlich an, eine entsprechende Regelung zu 
treffen. Dabei wird das Deckungsmaterial entsprechend der festgelegten Hauptdachneigungen bestimmt. 
Durch die Festsetzung der Haupteindeckung werden die geneigten Dachflächen kleinteilig strukturiert und 
damit gleichzeitig bauästhetisch das Ortsbild beeinträchtigende andere Dachmaterialien und Dachfarben 
(wie die modischen Grau- und Anthrazittöne) ausgeschlossen. 
 

Mit dem Bezug auf das Hauptdeckungsmaterial wird es ermöglicht für untergeordnete Anbauten und Ge-
bäudeteile (z.B. Erker, Überdachungen, Vordächer, Wintergärten etc.) auch andere Materialien, wie Glas, 
Blech etc. zu verwenden. Ebenso wird klargestellt, dass für extensiv begrünte Flachdächer und Nebenge-
bäude keine Festsetzung zum Deckungsmaterial erfolgt. Nachdem der Marktgemeinderat der Gewinnung 
regenerativer Energie Vorrang vor der farblichen Einheitlichkeit der Dachlandschaft einräumen will, ist er 
bereit, zur Förderung des Umwelt- und Klimaschutzes, auch im Hinblick auf die Solaranlagenpflicht des 
Art. 44a BayBO, Abstriche in Bezug auf das Dachmaterial und Farbkonzept hinzunehmen. So wird festset-
zungstechnisch definiert, dass einerseits für Flächen für Sonnenenergieanlagen und Sonnenkollektoren 
und andererseits für extensiv begrünte Flachdächer andere Hauptdeckungsmaterialien zulässig sind.  

Für Flachdächer von Garagen einschließlich deren Nebenräume, Stellplätze mit Schutzdach (Carports) 
und freistehenden Nebengebäude wird bei Flachdächern eine extensive Begrünung festgesetzt. Neben der 
ästhetischen Wirkung verbessert ein begrüntes Dach die Rückhaltung von Regenwasser durch Speiche-
rung im Substrat. Dachbegrünung kann bei der Bemessung von Versickerungsanlagen berücksichtigt wer-
den. Die Verdunstung des Wassers durch die Pflanzen trägt gleichzeitig zur Erhöhung der Luftfeuchtigkeit 
der Umgebung bei und verbessert so das Kleinklima. Eine Dachbegrünung bietet zudem ein Lebensrau-
mangebot für wärmeliebende Tierarten. 
Für Nebengebäude der „Baumarktware“ werden keine Regelungen getroffen da diese städtebaulich irrele-
vant sind. 
 

Ferner wird bestimmt, dass im Gegensatz zu den Regelungen zu den verfahrensfreien Bauvorhaben ge-
bäudeabhängige Solarenergieanlagen und Solarkollektoren (Art. 57 Abs. 1 Nr. 3a Buchstabe aa BayBO) 
nur in und an den Dachflächen zulässig sind. Dabei bestimmt die Präposition, dass die Solarenergieanla-
gen und Solarkollektoren „in“, als Teil der Dachfläche, also in diese eingebaut sind und „an“, in geringem 
Abstand zur Dachfläche parallel zu dieser (in ca. 15 cm bis ca. 20 cm Abstand) errichtet werden. Somit 
wird die Außenkante der Dachfläche weder am First noch an der Traufe bzw. am Ortgang überschritten. 
Aufgrund der mit der Hauptdachneigung verfolgten positiven Gestaltungspflege werden aufgeständerte 
Solarenergieanlagen und Solarkollektoren die sich „auf“ der Dachfläche befinden, verboten. Damit bleibt 
das gemeinsame Charaktermerkmal der geneigten Dächer erhalten. Ein Aufständern von Solarenergiean-
lagen und Solarkollektoren würde entweder bei einer Zeilenanordnung zu steileren Neigungen der Modul-
flächen und damit zu einer Überhöhung führen oder bei einer Reihenanordnung mit quer zum Satteldach 
aufgeständerten Modulen zu einer Störung der Dachlandschaft und damit zu einer Beeinträchtigung des 
Ortsbildes. 
So ergeben sich trotz des Verbotes des Aufständerns auf Dächern Gestaltungsprobleme. Weitere wün-
schenswerte Gestaltungsfestsetzungen, insbesondere zur Lage und Größe werden nicht getroffen, um die 
Variabilität zu erhöhen und den Ertrag der Anlagen nicht weiter einzuschränken. So obliegt es dem Bau-
werber die Lage, Größe und Position der Anlagen und die Restfläche des Daches in einem ruhigen, har-
monischen Verhältnis zueinander zu stellen und auf störend wirkende Formen, wie „ausgebissene" und 
abgetreppte Formen zu verzichten. Es wird empfohlen, klaren rechteckigen Formen in Zeilenanordnung 
den Vorzug zu geben oder die Anlagen auf Gebäudeteile zu beschränken. 

5.7.4. Dachauf- und -einbauten 

Das Dach einer baulichen Anlage ist hinsichtlich seiner Geschlossenheit, flächenhaften Wirkung aber auch 
durch das Fehlen von Aufbauten von besonderer Bedeutung. So sind Dachaufbauten in ihrer Anzahl, 
Größe und Lage wesentliche Teile von Dächern. Da sie entscheidend das Gesamtbild des Gebäudes prä-
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gen, wirken sie sich auf das Orts- und Straßenbild aus. Um im Allgemeinen Wohngebiet eine ruhige Dach-
landschaft zu erhalten, werden Dachauf- und -einbauten wie Dachgauben68, Zwerchgiebel (Zwerchhäu-
ser)69 und Dacheinschnitte ausgeschlossen. 

5.7.5. Einfriedungen 

Um die Einbindung in das Landschaftsbild zu erreichen werden Regelungen zur Art (offene Einfriedung) 
und Höhe (1,2 m) der Einfriedungen getroffen. Offen ist eine Einfriedung, wenn sie nicht als geschlossene 
Wand ausgebildet ist oder optisch nicht als solche wirkt, also durchsichtig ist.  
Zäune sollen aus Gründen des Artenschutzes eine Bodenfreiheit von mindestens 10 cm aufweisen, da sie 
sonst für viele Kleintiere (z.B. Igel) ein Wanderhemmnis darstellen würden. Die Begrenzung der Materialien 
und Größen bei Zäunen erfolgt aus ortsgestalterischen Gründen. Die Festsetzungen dienen dem Ziel eines 
einheitlichen Gesamtbildes.  
Ausgenommen hiervon ist die Festsetzung zur Höhe und Tiefe von Sichtschutzzäunen und Terrassen-
trennwänden; dies schafft eine ausreichende Privatheit im Freibereich der Doppelhausgrundstücke und 
dient auch zur Klarstellung gegenüber der pauschalen Einfriedungshöhe. Ebenso werden, aufgrund des 
vorhandenen Geländes, Stützmauern im Bereich der Garagenzufahrten zugelassen. 
Ferner werden, aufgrund des nach Norden fallenden Geländes, Stützmauern im Bereich der Garagen- und 
Carportzufahrten und auf den einzelnen abgetreppten Gebäuden zugelassen, sodass diese terrassiert wer-
den können. Dabei wir als Maß der Höhenunterschied von Hausgruppengrundstücken von 0,6 m (ca. 8,1 
% Gefälle und ca. 7,5 m Grundstücksbreite) zugrunde gelegt. Bei dem Garagen- und Stellplatzhof im WA1 
ergeben sich abweichend hiervon höhere Stützmauern. 
 

Dabei wird die genehmigungsfreie Vorgabe der BayBO (Art. 57 Abs. 1 Nr. 7c BayBO 2008) und deren 
Begrifflichkeit aufgegriffen und es ist, wie im Bauaufsichtsrecht üblich, von der geplanten Geländeoberflä-
che bis zur Oberkante der Einfriedung oder Stützmauer auszugehen. 
Die Begrenzung der Materialien und Höhen bei Stützmauern erfolgt ebenfalls aus ortsgestalterischen Grün-
den um ein harmonisches Gesamtbild der Siedlung zu erhalten. Trockenmauern als Stützmauern stellen 
daneben ein besonderes Lebensraumangebot u. a. für wärmeliebende Tier- und Pflanzenarten dar. 
 

Um die Leichtigkeit des Verkehrs zu erhalten und die barrierefreie Zufahrtsmöglichkeit zu den Garagen, 
Stellplätzen mit Schutzdach (Carports) und Stellplätzen zu erhöhen wird eine Einfriedung im Bereich von 
Zu- und Ausfahrten von und auf die Grundstücke verboten. 

5.7.6. Geländeveränderungen  

Um die Topographie an die abgetreppten Gebäude und zur Straße anzugleichen, werden Aufschüttungen 
nur maßvoll zugelassen. Dies ist erforderlich, um die Gebäude in das Orts- und Landschaftsbild einzubin-
den und den angestrebten Zustand von Natur und Landschaft mit den erforderlichen Maßnahmen zu ge-
währleisten. Diese Vorgabe ist ausreichend, um eine qualitativ hochwertige Architektur zu realisieren und 
die Terrassen in das Gelände einzubinden.  
Nachdem das Gelände um ca. 8,1 % (einem ca. 7,5 m breiten Hausgruppen-Grundstück damit bis zu 0,6 
m) nach Norden fällt, werden diese Aufschüttungen zugelassen, die mit einer Kombination aus Stützmau-
ern und Böschungen den Höhenunterscheid ausgleichen können. Um eine Anbindung der Erdgeschosse 
in den Gartenbereich zu erzielen erfolgen auch Anpassungen an die gewählte Höhenlage des Erdgeschos-
ses. Von diesem geplanten Gelände sind zu den Grundstücksgrenzen weitere Anpassungen an das be-
stehende Gelände (z.B. nach Osten oder nach Süden), an das geplante Gelände der Nachbarn, zu den 
zulässigen Stützmauern und zur Erschließungsstraße zulässig. 

5.7.7. Geh-, Fahr- und Leitungsrechte 

In Bereich der Hausgruppen (Reihenhäuser) erfolgt die Erschließung von den in erster bis „vierter“ Reihe 
liegenden Grundstücke durch Wohnwege begrenzter Länge, die jeweils nur vier Gebäude eines Eigentü-
mers an die öffentliche Verkehrsfläche anbinden.  
Dabei wird auf eine Befahrbarkeit verzichtet. Aufgrund der untergeordneten Bedeutung werden diese pri-
vaten Zugänge als mit Geh- und Leitungsrechten zu belastende Flächen festgesetzt. Auf die Festsetzung 
einer öffentlichen Verkehrsfläche wird verzichtet, da dies ein wesentlich schonenderer Eingriff in das Ei-
gentum ausreichend ist. So wird dieses nicht entzogen; sondern nur belastet.  
Um die Nutzbarkeit des Garagen - und Stellplatzhofes zu sichern wird hier ein Geh- und Fahrrecht auf der 
zu belastenden Fläche festgesetzt. Neben den zu erschließenden rückwärtigen Grundstücken wird der 
Nutzerkreis auch auf die Allgemeinheit ausgedehnt. 

 
68  „Dachgaube ist ein aus dem Dach heraus errichtetes senkrechtes Dachfenster, das dadurch gekennzeichnet ist, 

dass es in allen Teilen auf dem Dach und nicht ganz oder teilweise an oder auf der Außenwand errichtet ist.“  
69  „… während das Zwerchhaus als Baukörper zwar bis in den Dachbereich hinein begibt, jedoch optisch nicht als 

Durchbrechung der Dachhaut, sondern als eigenständiger Baukörper wahrgenommen wird, der aus der Fassade 
aufsteigt.“  
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Zur Sicherstellung der Ver- und Entsorgung wird für die Versorgungsträger ein Leitungsrecht zugunsten 
der jeweiligen Ver- und Entsorgungsträger festgesetzt. Bei der Breite wird zwischen dem Bedarf bei Ent-
sorgungsleitungen (3,0 m) und Ver- und Entsorgungsleitungen (3,5 m) unterschieden. Die Führung der 
Entsorgungsleitungen außerhalb des Geltungsbereichs (über Fl.-Nr. 121) erfolgt über eine privatrechtliche 
Regelung. 

5.8. Maßangabe 

Die Maßangabe erfolgt zurückhaltend für die straßenseitigen überbaubaren Grundstücksflächen und zu 
den Grenzen der außerhalb des Bebauungsplanes liegenden Grundstücke. Weitere Maße der durch Plan-
zeichen festgelegten überbaubaren Grundstücksflächen sind messtechnisch zu ermitteln. Eine vollständige 
Vermaßung aller Bauräume bzw. zu den Grundstücksgrenzen wird städtebaulich nicht für erforderlich ge-
sehen. So kann der Inhalt (Baugrenzen) aufgrund des Maßstabes eindeutig erkannt werden. Nach § 10a 
Abs. 2 BauGB ist der Bebauungsplan in das Internet einzustellen, wodurch er in digitaler Form der Öffent-
lichkeit zur Verfügung steht. Somit ist es problemlos möglich auf die zeichnerischen Inhalte zurückzugrei-
fen. Auch wird eine Vermaßung bauordnungsrechtlich für nicht erforderlich gehalten, da die Geltung der 
Abstandsflächen gemäß der BayBO angeordnet wurde. 

5.9. Weitere Inhalte 

In den Planunterlagen werden die Höhenschichtlinien aus dem digitalen Geländemodell (DGM1), einzelne 
Höhenpunkte und der vorhandene Gehölzbestand außerhalb des Geltungsbereichs aufgenommen. Nach-
richtlich übernommen werden aus Gründen der Eigenvorsorge der wassersensible Bereich und wegen der 
natürlichen Radon-222-Aktivität der Hinweis auf § 123 Abs. 1 StrSchG. 
 

Das „Gesetz zur Vereinfachung baurechtlicher Regelungen und zur Beschleunigung sowie Förderung des 
Wohnungsbaus“ vom 23.12.2020, GVBl. S. 663 sieht keine Übergangsregelungen für im Verfahren befind-
liche Bebauungspläne vor. So ist auf Ebene des Bebauungsplanes eine Anordnung der Maße der Ab-
standsfläche nicht mehr erforderlich, da mit der obigen Novelle der Vorrang des Planungsrechts (von 
01.06.1994 bis 31.01.2021) entfallen ist. Damit wird an der neuen gesetzlichen Regelung der BayBO (in 
der seit 01.02.2021 gültigen Fassung) festgehalten. Da die Gemeinde die „Satzung über abweichende 
Maße der Abstandsflächentiefe (Abstandsflächensatzung)“ zurzeit vom 27.01.2021 erlassen hat, wird 
keine Festsetzung getroffen und in den Hinweisen auf die Satzung verwiesen. Damit gelten im Allgemeinen 
Wohngebiet als Tiefe des Maßes der Abstandsflächen 0,8 H im Sinne des „Schmalseitenprivilegs“ von 
0,4 H mind. jedoch 3 m. 
In Bezug auf die Zahl der notwendigen Stellplätze wird auf die Regelung der „Satzung über die Herstellung 
von Stellplätzen und Garagen und deren Ablöse“ vom 17.11.2008 verwiesen. Danach sind für Einfamilien-
häuser bis zu 156 m² Nettowohnbaufläche zwei Stellplätze und ab 156 m² Nettowohnbaufläche drei Stell-
plätze erforderlich. 
6. AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

6.1. Flächenverteilung 

Gebietsart Fläche Verteilung

Ackerland ca. 2.130 m² 51,5%

Grünland ca. 425 m² 10,3%
Verkehrsfläche mit Begleitgrün                                      
(davon 1.180 m² nach § 30 Abs. 1 BauGB) ca. 1.580 m² 38,2%

Geltungsbereich ca. 4.135 m² 100,0%
Tab. 2:  Flächenverteilung – Bestand 
 

Art Fläche Verteilung

Geltungsbereich ca. 4.135 m²

Allgemeines Wohngebiet (Bauland § 19 Abs. 3 

BauNVO) ca. 2.550 m² 61,7%

  Grundfläche (§ 19 Abs. 1 BauNVO)  GR 680 m² GRZ = 0,27

  Grundflächenüberschreitung durch Terrassen  GR 136 m² 20,0%

  Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 4 BauNVO) ca. 809 m² 119 vom Hundert

Summe Versiegelung Bauland ca. 1.625 m² GRZ = 0,64

Straßenverkehrsfläche (davon 1.580 m² Bestand) ca. 1.585 m² 38,3%

Summe Versiegelung Geltungsbereich ca. 3.210 m² 77,6%

 Geschossfläche (rechnerisch)  GF 1.360 m² GFZ = 0,53
 

Tab. 3:  Flächenverteilung und bauliche Nutzung - Neu 
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6.2. Bodenordnung 

Die Grundstücke befinden sich in privatem und öffentlichem Eigentum. Ein Umlegungsverfahren gemäß 
§ 45 ff BauGB ist nicht erforderlich.  
 

Fl.-Nr. Lage Art Flächene 

121T an der Birkenstraße 

„öffentliche Verkehrsfläche“ 
Bisher: 
landwirtschaftliche Nutzfläche - Acker 
 

ca. 5 m²  

Die Festsetzung als „Verkehrsfläche“ (§ 40 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) erfordert eine Entziehung des Eigentums. Da die 
Gemeinde ein Teileigentum an der Fl.-Nr. 121 besitzt, können die erforderlichen Grundstücksgeschäfte notariell 
abgewickelt werden. 

Tab. 4:  Fremdnützige Festsetzungen 
 

Fl.-Nr. Lage Art Flächen/Größe 

121T an der Birkenstraße 

„Leitungsrecht“ (Entsorgung) 
Bisher: 
landwirtschaftliche Nutzfläche - Acker  

ca. 37 m² 
Länge ca. 12,4 m  
Breite ca. 3 m  

„Gehrecht und  
 
 
Leitungsrecht“ (Ver-/Entsorgung) 
Bisher: 
landwirtschaftliche Nutzfläche - Acker 

ca. 109 m² 
Länge ca. 36,2 m  
Breite 3 m  

ca. 127 m² 
Länge ca. 36,2 m 
Breite 3,5 m 

„Fahr- und Gehrecht“ 
Bisher: 
landwirtschaftliche Nutzfläche - Acker 

ca. 85 m² 
Länge ca. 13 m 
Breite. ca. 6,5 m 

Die Festsetzung als „Fläche mit Fahr-, Geh- und Leitungsrecht“ (§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB) erfordert keine Entzie-
hung des Eigentums, da das Eigentum „nur“ beschränkt wird.  

Da die Fläche als Gemeinschaftseigentum der Erschließungsanlage (Wohnweg begrenzter Länge bzw. Fahrgasse 
des Garagen- und Stellplatzhofes) genutzt wird und im Eigentum der zukünftigen Erwerber verbleibt, ist ein Pla-
nungsschaden (§ 41 Abs. 1 BauGB i.V. mit § 44 Abs. 1 BauGB, § 40 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) nicht erkennbar, da die 
Durchführung dem Interesse der Eigentümer bzw. der obliegenden Rechtspflicht dient. 

Tab. 5:  Eigennützige Festsetzungen 
 

Um die Fortführung des Schmutzwasserkanals/-leitungen (auf der Fl.-Nr. 121Nord) und des Regenwasser-
kanals/-leitungen (auf der Fl.-Nr. 121Nord und der Fl.-Nr. 837) außerhalb des Geltungsbereichs zu sichern, 
werden mit dem Eigentümer entsprechende Leitungsrechte notariell gesichert.  

6.3. Auswirkungen auf die Infrastruktur 

Die Zahl der Wohnungen beträgt bei einer Bebauung mit Einfamilien-, Doppelhäusern und Hausgruppen 
(Reihenhäuser) mindestens 6 Wohnungen und bis ca. 8 Wohnungen (inkl. 2 Einliegerwohnungen in Einfa-
milienhäusern). Bei statistisch 2,23 Bewohnern/Wohnung70 und einem Bewohner/Einliegerwohnung ergibt 
sich eine Anzahl von 13 Einwohnern bis ca. 18 Einwohnern.  
 

Hieraus entsteht ein Bedarf von: 

− bis zu 1 Kindergartenplatz, 

− bis zu 1 Grundschulplatz, 

− bis zu 1 Schulplatz (weiterführende Schulen)  

− 1 Urnenplatz bzw. 1 Grab (bei 10 Jahren Ruhezeit). 
Dies kann durch die Kapazität der vorhandenen Einrichtungen bzw. in der Nähe liegenden Flächen abge-
deckt werden. 

6.4. Abschätzung des Verkehrsaufkommens 

Im Rahmen der Erstellung des Angebotsbebauungsplanes wurde eine Abschätzung des Verkehrsaufkom-
mens unter Verwendung des Programms Ver_Bau71 durchgeführt.  
Beim FGSV-Vorgehen72 wurde auf die statistisch abgeschätzte Einwohnerzahl ) abgestellt. Daraus ergibt 
sich eine Bandbreite der Tagesbelastung im Kfz-Verkehr (Quell-/Zielverkehr)/24 h von ca. 9 bis ca. 35 
Fahrten/24h, davon ca. 1 bis 2 Fahrten/24h für den Wirtschaftsverkehr (Schwerverkehrsfahrten LKW> 
3,5 t). 

 
70  www.statistik.bayern.de, Datenabruf: 12/2021 
71 Ver_Bau: Bosserhoff: Ver_Bau-Programm zur Abschätzung des Verkehrsaufkommens durch Vorhaben der Bau-

leitplanung, Gustavsburg 12-2021 
72  FGSV: Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen 
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6.5. Artenschutzrechtlicher Haftungsausschluss 

Im Rahmen der Neuaufstellung des Bebauungsplanes wird nach aktuellem Kenntnisstand73 davon ausge-
gangen, dass bei Verwirklichung des Bebauungsplanes unter Beachtung der Hinweise zum Artenschutz 
voraussichtlich nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG verstoßen wird. 
Dessen ungeachtet kann nicht mit letzter Sicherheit die Möglichkeit von Erkenntnislücken in Bezug auf den 
Artenschutz ausgeschlossen werden (da keine vollständige Kartierung, sondern lediglich eine Übersichts-
begehung im Herbst erfolgte), wenn im Rahmen der Planrealisierung zuvor nicht abschätzbare Eingriffe 
erfolgen. 
 

Weder der Markt Markt Indersdorf noch der mit der Durchführung des Bebauungsplanes beauftragte Plan-
fertiger können für überraschend bei der Planrealisierung oder während des späteren Betriebes auftre-
tende Umweltschädigungen und damit verbundene Einschränkungen oder Zusatzkosten haftbar gemacht 
werden. 

6.6. Überschlägige Kosten 

Werden ggf. im weiteren Verfahren ergänzt. 
 
7. SONSTIGE ABWÄGUNGSBEDÜRFTIGE BELANGE 

7.1. Landesplanerische Überprüfung des Bedarfs neuer Siedlungsflächen  

7.1.1. Strukturdaten 

Einwohnerzahl der Gemeinde: 
10.498 Einwohner am 31.12.2022 

Einwohnerentwicklung der Gemeinde der letzten zehn Jahre:  
9.693 Einwohner am 31.12.2013, damit +805 Einwohner 

Einwohnerzahl gemäß der Bevölkerungsvorausberechnung des LfStat für das Zieljahr der Planung 
11.400 Einwohner im Jahr 2033 

Bevölkerungsprognose des Landkreises 
11,5 % „stark zunehmend“ für das Jahr 2041 

Durchschnittliche Haushaltsgröße 
2,21 Einwohner/Wohnung 

Einstufung im Zentrale Orte-System 
„Grundzentrum“ nach Regionalplan  

Gebietskategorie gem. LEP 
„allgemeiner ländlicher Raum“ 

Verkehrsanbindung 
Staatsstraßen ST 2050, ST 2050, Kreisstraße DAH 2, DAH 3, DAH 9, DAH 16 und DAH 17, Bahnhöfe Markt 
Indersdorf (Karpfhofen)/Niederroth (S-Bahnlinie S2), Buslinien: MVV-Regionalbuslinie 706, 708, 715, 728, 
729, 782, 785 

Wirtschaftliche Entwicklungsdynamik der Gemeinde, des Landkreises und der Region 
keine Daten vorhanden 

7.1.2. Bestehendes Flächenpotential  

Im Flächennutzungsplan dargestellte Flächen, für die kein Bebauungsplan besteht: 
Bei der gewählten Fläche des Geltungsbereichs handelt es sich um einen Teil der im rechtswirksamen 
Flächennutzungsplan dargestellten „Wohnbaufläche (W 6.3)“ die planungsrechlich durch einen 
Bebauungssplan für eine Bebauung entwickelt wird. Im Übrigen bestehen in Niederroth noch folgende 
unbebaute Darstellungen von Wohnbauflächen: 

− am nördlichen Ortsrand W 6.1 mit 2,43 ha und 

− am westlichen Ortsrand W 6.2 mit 0,14 ha. 

Umwidmung von bestehenden Bauflächen im Flächennutzungsplan von Niederroth 
Darstellungen von unbebauten gemischten Bauflächen, gewerblichen Bauflächen, Sonderbaufläche bzw. 
Flächen für Gemeinbedarf, die planungsrechtlich durch einen Bebauungsplan für eine Wohnbebauung um-
gewidmet werden könnten sind in Niederroth nicht vorhanden.  

 
73  Hartmut Lichti, Artenschutfachbeitrag („Kurz-saP“), 12.10.2020 
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Unbebaute Flächen, für die Baurecht besteht: 
Im Ortsbereich von Niederroth sind 29 Baulücken in Wohngebieten vorhanden, die 
in einem festgesetzten „Allgemeinen Wohngebiet“ liegen. Diese untergliedern sich wie folgt: 

− 18 Baulücken  Niederroth Teil Nord 

− 5 Baulücken Niederroth Teil West 

− 6 Baulücken  Niederroth Teil Süd 

Baulücken, Brachen und Konversionsflächen im unbeplanten Innenbereich in Niederroth: 
In Bezug auf brachliegende Flächen von Militär, Bahn, Post und Gewerbe mit einer Größe von mehr als 
0,5 ha liegen keine Untersuchungen und Erkenntnisse vor.  
 

Im Rahmen der Aufstellung der Einbeziehungssatzung „Flur-Nr. 48 Niederroth“ wurden vorhandene Poten-
tiale der Innenentwicklung74 untersucht. Diese lassen sich, neben den obigen Baulücken, in folgende Flä-
chen über 0,5 ha aufteilen: 

− ca. 0,50 ha Fl.-Nrn. 732/1, 674, 675, Darstellung „Grünfläche“, Bereich Nr. 4 mit folgender Be-
gründung ausgeschlossen: „Talraum des Weyerner Grabens, z.T. Biotop, Be-
standteil der gemeindlichen Oberflächenentwässerung für das Baugebiet Nr. 61 
Pfarrpfründe“, darüber hinaus auch noch Teil der Innenbereichssatzung „Grund-
stück Fl.-Nr. 675“ 

− ca. 0,66 ha Fl.-Nr. 57, Darstellung „Fläche für Gemeinbedarf“, Bereich 10 mit folgender Be-
gründung ausgeschlossen: „Außenbereich im Innenbereich, im FNP Fläche für den 
Gemeinbedarf, nicht überplant, Garten des ehemaligen Pfarrhauses, z.T. mit Ge-
hölzen bewachsen“  

− ca. 0,58 ha Fl.-Nr. 813, Darstellung „Grünfläche“, Bereich 15 mit folgender Begründung aus-
geschlossen: „Talraum des Holzgrabens, Außenbereich, auch im FNP, z.T. Ge-
hölzbestand, Das Grundstück befindet sich im Privatbesitz und steht nicht zum 
Verkauf“ 

Möglichkeiten der Nutzung leerstehender, un- und untergenutzter Gebäude: 
Hierzu liegen keine Untersuchungen und Erkenntnisse vor. 

Möglichkeiten der Nachverdichtung bereits bebauter Flächen: 
Hierzu liegen keine Untersuchungen und Erkenntnisse vor. 

7.1.3. Aktivierungspotentiale 

Zusammen mit der Verwaltung konnten folgende Gründe für das Bestehen der Baulücken ermittelt werden, 
die deswegen dem Markt, aus Mangel an Verkaufsbereitschaft, nicht zur Verfügung stehen: 
- Kürzlich verkaufte Grundstücke, bei denen der neue Eigentümer die Eingabeplanung erstellt hat bzw. 

das Genehmigungsfreistellungs- oder Baugenehmigungsverfahren läuft. 
- sog. „Enkelgrundstücke“ (sog. private Bodenbevorratung) 

Von der gegenwärtigen Eigentümergeneration werden die Grundstücke zur Bebauung für nachfol-
gende Familiengenerationen vorgehalten, liegen brach oder werden als Erweiterung des Gartens ge-
nutzt.  

- sog. „Landbanker“/Kapitalreserve (spekulativer Grundstückshandel) 
Die Grundstücke werden gehortet und liegen brach, denn die Preise für Bauland steigen schneller als 
die für fertige Wohngebäude. Daher ist es für die Investoren sinnvoll diese brach liegen zu lassen und 
mit ihnen zu spekulieren. 

 

Ferner treffen auf den Markt Markt Indersdorf die nach dem Planspiel zur Einführung einer „Innenentwick-
lungsmaßnahme“75 in das BauGB ermittelten Parameter zu: 
- fehlendes Interesse der Eigentümer an einer Bebauung des Grundstücks, 
- fehlende Akzeptanz der Grundstücksnachbarn und Anwohner im Umfeld, die eine Verschlechterung 

ihrer Wohnbedingungen befürchten, und 
- fehlendes durchsetzungsstarkes Instrumentarium des Bodenrechts. 
 

Auch wird im aktuellen Gutachten des Instituts der deutschen Wirtschaft zum Wohnungsbedarfsmodell76 
auf Landkreisebene ein Wohnungsbedarf von jährlich 1.244 Wohnungen von 2021 bis 2025 prognostiziert. 
Die geringe Baufertigstellung von jährlich 7.410 Wohnungen (2018 bis 2022) im Vergleich zu dem tatsäch-
lichen Wohnbedarf von jährlich 1.244 Wohnungen (2021 bis 2025) führt damit im Landkreis Dachau zu 

 
74  E G L Entwicklung und Gestaltung von Landschaft GmbH, Begründung vom 30.08.2021 Seite 6ff 
75  Abschlussbericht: Planspiel zur Einführung einer „Innenentwicklungsmaßnahme“ („Innenentwicklungsmaßnah-

mengebiet“) in das Baugesetzbuch vom 22.10.2018 
76  Henger/Voigtländer, 2021, IW-Wohnungsbedarfsmodell. Weiterhin hohe Wohnungsbedarfe – vor allem in den 

Großstädten, Gutachten im Auftrag der Deutsche Reihenhaus AG, Köln 
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einem sich weiter aufgebauten Wohnungsmangel, der sich zukünftig weiter erhöht. Bezogen auf die Markt-
gemeinde wurden in den letzten 5 Jahren jährlich 62 Wohnungen fertiggestellt und für die nächsten fünf 
Jahre ein Fertigstellungsbedarf von jährlich 82 Wohnungen prognostiziert. 

7.1.4. Ermittlung des Wohnbauflächenbedarfs - Bevölkerungsziel 

Legt man die für den Markt Markt Indersdorf im Demographie-Spiegel prognostizierte Bevölkerungsent-
wicklung von jährlich 0,54 % als unteren Wert zugrunde sieht die Gemeinde einen oberen Wert für das 
mittlere zensusbereinigte Bevölkerungswachstum von bis zu 1,0% als Entwicklungsziel (Entwicklung von 
2013-2022) als vertretbar an. 
 

Für den Markt Markt Indersdorf bedeutet dies eine jährliche Zunahme von ca. 60 – 116 Einwohnern und 
damit für das Jahr 2032 eine Bevölkerungszahl von ca. 11.080 bis 11.596 Einwohnern, was einem Wachs-
tum von ca. 585 bis ca. 1.109 Einwohnern bezogen auf das Jahr 2022 (mit 10.498 Einwohnern) entspricht. 
 

Um den derzeit dringenden Bedarf an Wohnraum zu befriedigen und den Wohnstandort zu stärken, hält 
die Marktgemeinde ein Baugebiet in dieser Größenordnung, auch unter dem Gesichtspunkt des Bevölke-
rungswachstums der letzten Jahre, für zwingend notwendig und damit begründet.  
So weicht die Gemeinde von der prognostizierten Bevölkerungsentwicklung ab und strebt die Weiterent-
wicklung der Gemeinde als Wohnstandort an.  
 

Unter Berücksichtigung einer organischen wohnbaulichen Siedlungsentwicklung (RP 14 Z 2.2) einer Fort-
schreibung der jährlichen Zuwanderung (2013-2022) von ca. 110 Einwohnern, einer Fortschreibung der 
zensusbereinigten natürlichen jährlichen negativen Bevölkerungsentwicklung (2013-2022) von ca. – 12 
Einwohnern und dem Ersatz- und Auflockerungsbedarf (2023-2032) von ca. 32 Einwohnern ergibt sich 
ein Bedarf für bis zu ca. 137 Einwohnern pro Jahr.  
 

Aufgrund der Plausibilitätsprüfung der Bauflächenbedarfsnachweise77 ergibt sich von 2022 bis 2032 ein 
Bauflächenbedarf von ca. 19,88 ha.  

Wie die obigen Werte zeigen, ist die Entwicklung der ca. 0,24 ha großen Fläche als „Allgemeines 
Wohngebiet“ als nicht nennenswert zu bewerten und stellt für die Ortschaft Niederroth eine mehr 
als verträgliche Bevölkerungsentwicklung dar. 

7.1.5. Neuausweisung 

Die dem Markt zur Verfügung stehenden planerischen Maßnahmen sind nicht ausreichend, um auf die 
Neuausweisung ganz zu verzichten. Die Bebauung des Grundstücks drängt sich aufgrund der südlich und 
westlich gelegenen Erschließungsstraße und der nördlich und östlich vorhandenen Bebauung auf. 
 

In Folge der gesellschaftlichen Entwicklung ist der Bedarf an Wohnbauflächen in den letzten Jahren ge-
stiegen. Dies begründet sich aus den gewachsenen Wohnbedürfnissen der Bevölkerung und einer geän-
derten Familienstruktur. Die Ursachen in Bayern hierfür sind: 

− der Einwohnerzuwachs, aufgrund des wirtschaftlichen Erfolges und der Abstimmung mit dem Umzugs-
wagen78, 

− die Zunahme der Haushalte, insbesondere der Einpersonenhaushalte 

− die Zunahme der durchschnittlichen Wohnfläche pro Person und eine weiter prognostizierte Zunahme 
der Wohnfläche pro Person (von 37,4 m² im Jahr 1990 bis 47,4 m² im Jahr 2021), welche auch in 
Zukunft steigen wird. 

Diese Erkenntnisse können sinngemäß auf die Entwicklung des Marktes Markt Indersdorf übertragen wer-
den.  
 

Aufgrund der Planungsleitlinie des Baugesetzbuches „…die Eigentumsbildung weiter Kreise der Bevölke-
rung…“ (§ 1 Abs. 6 Nr. 2 BauGB) entspricht dies einem ordnungspolitischen Grundsatz des Städtebau-
rechts. Ebenso enthält das Wohnungsbauförderungs-Gesetz (WoFG) eine besondere Verpflichtung der 
Gemeinden zu Beschaffung von Bauland (§ 4 Abs. 1 WoFG). Dazu sollen u.a. ihnen gehörende Grund-
stücke als Bauland für den Wohnungsbau zu Eigentum oder in Erbbaurecht unter Berücksichtigung des 
kosten- und flächensparenden Bauens der Bevölkerung überlassen werden. 

7.2. Innenentwicklung – Agrar- und Bodenschutzklausel 

Mit der Änderung des BauGB durch das „Gesetz zur Stärkung der Innenentwicklung in den Städten und 
Gemeinden und weiteren Fortentwicklung des Städtebaurechts“ (BauGBÄndG 2013) wurde ein Vorrang 

 
77  Baden-Württemberg, Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau: Plausibilitätsprüfung der Bauflächen-

bedarfsnachweise im Rahmen des Genehmigungsverfahrens nach §§ 6 und 10 Abs, 2 BauGB, vom 15.02.2017 
78  Bayerisches Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr: So werden in Bayern Flächen geschont – eine 

Richtschnur für den Wohnungs- und Städtebau: „Bayern ist bei Arbeit, Sicherheit und Lebensqualität Spitze und 
wächst deshalb wie kein anderes Land. Innerhalb der vergangenen fünf Jahre (2012-2016] stieg die Zahl der Ein-
wohner um knapp 500.000, die der Arbeitsplätze um 400.000.“, Ziff. 1 S. 1, Auflage 09-2018 
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der Innenentwicklung (§ 1 Abs. 5 Satz 3 BauGB) und erweiterte Begründungsanforderungen bei der Um-
wandlung landwirtschaftlich genutzter Flächen (§ 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB) eingeführt. Durch diese 
Schutzgebote wird die Planungsleitlinie „Belange der Land- und Forstwirtschaft“ besonders hervorgeho-
ben. Eine Inanspruchnahme dieser Flächen für andere Nutzungsarten ist allerdings nicht ausgeschlossen. 
 

Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes werden ca. 2.130 m² Ackerfläche und ca. 425 m² Grünland-
fläche durch ein „Allgemeines Wohngebiet“ nur im notwendigen Umfang zusätzlich in Anspruch genom-
men. 
 

Dieser in den Planungsleitlinien formulierte Vorrang von Maßnahmen der Innenentwicklung bedeutet keine 
„Baulandsperre“ oder „Versiegelungsverbot“79. Durch die Aufstellung des Bebauungsplanes erfolgt eine 
Umwandlung bisher landwirtschaftlich genutzter Flächen durch Neuinanspruchnahme nur im notwendigen 
Umfang. Bestehende größere Potentiale der Innenentwicklung werden aus Sicht des Marktes nicht gese-
hen, zumal deren Aktivierung nicht realistisch ist, der Flächenbedarf für Wohnbebauung bzw. gemischte 
Bebauung kurz- und mittelfristig befriedigt werden soll und die Aktivierung größerer Innenentwicklungspo-
tentiale einen längeren Zeitraum benötigt. 
 

Die Inanspruchnahme der landwirtschaftlichen Fläche im Geltungsbereich ist in Anbetracht der Bedürf-
nisse der Wohnbevölkerung und der mittleren bis geringen Ertragsfähigkeit (Bodenschätzwerte Grünland 
„LIIb2 56/56“80) welche über dem Durchschnitt im Landkreis Dachau (mittlere Grünlandzahl 44)81 liegt, 
vertretbar. 
Damit entscheidet sich die Marktgemeinde im Konflikt zwischen den Belangen der Einschränkung der land-
schaftlichen Nutzung und der Bodenversiegelung für den Belang der kommunalen Einwohnersicherung. 

7.3. Hochwasservorsorge 

Mit dem Hochwasserschutzgesetz II wurden am 30.06.2017 die Belange der Hochwasservorsorge, insbe-
sondere die der Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden als Aufgabe der Bauleitplanung 
(§ 1 Abs. 6 Nr. 12 BauGB) definiert. Diese Regelung betont die gewachsene Bedeutung des Hochwasser-
schutzes, insbesondere des Schutzes vor Starkregenereignissen.  
 

Durch die Lage des nördlichen Teils des Geltungsbereichs im Anschluss an den Holzgraben und damit im 
„wassersensiblen Bereich“ sind Hochwasserereignisse zumindest in diesem Bereich nicht auszuschließen. 
Diese betreffen jedoch ausschließlich die vorhandene Verkehrsflächen; die Bebauung wird auf nördliche 
Bereiche außerhalb des „wassersensiblen Bereichs“ beschränkt. Aufgrund der tieferen Lage des Holzgra-
ben und der geplanten Lage der Bebauung (sind Gefahren durch Hochwasser für die Baukörper als gering 
einzustufen.  
 

In Bezug auf die Starkregenereignisse liegen keine Erkenntnisse aus Hochwassergefahrenkarten, Risiko-
gebieten außerhalb von Überschwemmungsgebieten und Hochwasserentstehungsgebieten vor. Der kar-
tierte wassersensible Bereich im Geltungsbereich wird von einer weiteren Bebauung freigehalten. Aufgrund 
des zum Siedlungsbereich hinfallenden südlichen Geländes ist wild abfließendes Wasser aus der landwirt-
schaftlichen Fläche (Fremdeinzugsgebiet) nicht auszuschließen. Hierauf kann im Wege der Eigenvorsorge 
mit einer hochwasserangepassten Errichtung von Bauvorhaben reagiert werden, um Schäden zu vermei-
den bzw. zu minimieren.  
 

Im Bodengutachten des Büros Blasy+Mader GmbH82 wurden, beruhend auf Erfahrungswerten, Anhalts-
größen für den Mittleren Wasserstand (MW), den Mittlerern Höchstwasserstand (MHW) und Bemessungs-
stand des Grundwassers ermittelt. Damit ist von einem niedrigen bis mittleren Grundwasserflurabstand (ca. 
2,5 m bis 5,8 m) auszugehen. Sollte nach der eigenverantwortlichen Erkundung des Baugrundes durch 
den Bauherrn ein höherer Grundwasserstand oder Schichtenwasser angetroffen werden, kann auch mit 
einer angepassten Errichtung von Bauvorhaben (z.B. kein Kellergeschoss oder eine auftriebssichere und 
wasserdichte Bauausführung) reagiert werden.  
Ferner haben die in Bereichen auftretenden Lehme wasserstauende Eigenschaften. Gemäß DIN 1853383 
sind unterirdische Bauteile, die bis unter den Bemessungswasserstand reichen bzw. Keller, die in gering 
durchlässiges Erdreich einbinden (kf-Werte von < 1x10-4 m/s), gegen drückendes Wasser abzudichten 

 
79  so Mustererlass BauGBÄndG 2013 Ziffer 2.1 
80  L - Bodenart (Lehm) | II Zustands des Bodens (mittleren bis geringeren Ertragsfähigkeit) | b – Klimastufe (Jahres-

temperaturen 7°C-8°C) | 2 Wasserstufe (gute Wasserverhältnisse mit fasst ausschließlichen Süßgräserbestand 
ohne Gefahr einer Austrocknung) | 56/56 Grünlandgrundzahl/Grünlandzahl 

81  Vollzugshinweise zur Anwendung der Acker- und Grünlandzahlen gemäß § 9 Abs. 2 BayKompV, Stand: 
16.10.2014 

82  Blasy+Mader GmbH, „BV Erschließung Bebauungsplan 33 Birkenweg in 85229 Niederroth, Baugrundgutachten 
Projekt Nr. 12019, 12.10.2021, Ziffer 4.4, Ziffer 4.5 Grundwasserverhältnisse 

83  DIN 18533-1: Abdichtung von erdberührten Bauteilen - Teil 1: Anforderungen, Planungs- und Ausführungsgrund-
sätze, Ausgabe 2017-07, Beuth Verlag Berlin 
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(Wassereinwirkungsklasse W2.1-E, mäßige Druckwassereinwirkung, Wasserdruck ≤ 3 m). Lichtschächte 
sollten wasserdicht angebunden werden. 

7.4. Belange des Klimaschutzes 

Wichtige Handlungsziele einer nachhaltigen, klimaschonenden und zukunftsorientierten Ortsentwicklung 
sind insbesondere die: 
- Steigerung des ÖPNV-Anteils am Modal-Split durch optimale Vernetzung (Lage am schienengebun-

denen ÖPNV), 
- Abstimmung der Siedlungsentwicklung mit den Erfordernissen einer günstigen Verkehrserschließung 

durch den ÖPNV, 
- Reduzierung der Flächeninanspruchnahme durch Schaffung kompakter Siedlungsstrukturen und zu-

rückhaltende Neuausweisung neuer Bauflächen unter Berücksichtigung der vorhandenen Ressour-
cen (insbesondere der Bachstraße). 

 

Allerdings können aufgrund der Größe des Geltungsbereiches und der örtlichen Standortbedingungen fol-
gende Punkte nicht umgesetzt werden: 
- Konzentration der Siedlungstätigkeit auf Hauptorte, 
- Wiedernutzung innerörtlicher Brachflächen und leer gefallener Bausubstanz, 
- Schaffung attraktiver Wegenetze für den nicht motorisierten Verkehr, 
- Umbau von räumlich entmischten Nutzungen, 
- Erhalt und Stärkung vorhandener Nutzungsmischungen, Entwicklung von Siedlungsstrukturen der 

kurzen Wege und  
- Erhalt und Schaffung wohnortnaher Freiflächen und Erholungsräume, 
- Schaffung und Sicherung wohnortnaher öffentlicher und privater Dienstleistungen sowie 
- Stärkung regionaler Kooperationen und Handlungsansätze. 

 

Um bei der Errichtung, Gestaltung und dem Betrieb der zukünftigen Gebäude einen ausreichenden Ge-
staltungsspielraum zu ermöglichen, obliegt die Umsetzung folgender Handlungsziele den einzelnen Bau-
werbern: 
- Beachtung von energieoptimierter Architektur und von baulichem Wärmeschutz, 
- Nutzung erneuerbarer Energien (Vorkehrungen zur Errichtung von solarthermischen Anlagen und 

Solarstromanlagen), 
- Schaffung eines optimierten Versorgungsnetzes (z.B. Wärmeversorgung) und 
- Entwicklung umfassender technischer Konzepte zur Energieversorgung (hier Nahwärmenetz). 

 

Von klimatischen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 23b BauGB wird abgesehen, da die Vorgaben des 
Energiefachrechts insbesondere das GEG84 bzw. des Art. 44a BayBO bei der (Neu-) Errichtung von Ge-
bäuden bereits hoch angesetzt sind und regelmäßig dem Stand der Technik angepasst werden. Über diese 
dynamischen technischen Regelwerke hinausgehende Festsetzungen erscheinen der Marktgemeinde we-
der verhältnismäßig noch wirtschaftlich zumutbar. 
Den Erfordernissen des Klimaschutzes soll sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwir-
ken, als auch durch solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen, Rechnung getragen werden. 
Folgende grünordnerische Maßnahmen, die durch Festsetzungen im Bebauungsplan bestimmt werden, 
dienen dem Klimaschutz bzw. der Anpassung an den Klimawandel (u. a. Schutz vor zunehmenden Hitze-
perioden und Starkregenereignissen): 
- Baumneupflanzungen auf privaten Flächen zur Beschattung, 
- Reduzierung des Versiegelungsgrades bei befestigten Flächen (Verwendung wasserdurchlässiger 

Beläge) für eine zumindest teilweise Versickerung von unverschmutztem Niederschlagswasser im 
Gebiet, 

- Begrünung der nicht überbauten privaten Baugrundstücke und Verbot von reinen Schotterflächen so-
wie Kunst- und Hybridrasen (Reduzierung Versiegelungsgrad und Vermeidung unnötiger Aufheizung) 

- Rückhaltung von Niederschlagswasser durch Speicherung im Substrat bei begrünten Flachdächern 
(Garagen/Carports/Nebengebäude). 
 

 
84  Gesetz zur Einsparung von Energie und zur Nutzung erneuerbarer Energien zur Wärme- und Kälteerzeugung in 

Gebäuden (Gebäudeenergiegesetz - GEG) vom 08.08.2020 (BGBl. I S. 1728), zuletzt geändert durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 16.10.2023 (BGBl. I Nr. 280 vom 19.10.2023) 
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7.5. Gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

Die schalltechnische Untersuchung85 wurde erstellt: „...um die Lärmimmissionen durch Straße, Schiene 
und Gewerbe an den geplanten Wohngebäuden innerhalb des Planungsbereiches quantifizieren und be-
urteilen zu können, ob die Anforderungen des § 50 BImSchG für die benachbarte schützenswerte Bebau-
ung hinsichtlich des Schallschutzes erfüllt sind. Zur Beurteilung können die Orientierungswerte des Bei-
blattes 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau", Teil 1 sowie die Immissionsrichtwerte der TA Lärm 
herangezogen werden. Die Definition der schützenswerten Bebauung richtet sich nach der Konkretisierung 
im Beiblatt 1 zur DIN 18005 „Schallschutz im Städtebau". 
Die schalltechnischen Berechnungen ergaben, dass an allen berücksichtigten Immissionsorten keinerlei 
Konflikte durch den Verkehrslärm (Straße und Schiene) sowie durch die gewerbliche Nutzung gegeben 
sind. Die Orientierungswerte werden durch den Verkehrslärm der Staatsstraße St 2050 (Münchner Straße) 
in Summe mit der S-Bahnlinie Dachau - Altomünster an den geplanten Gebäuden zur Tagzeit um mindes-
tens 7 dB(A) und zur Nachtzeit um mindestens 3 dB(A) unterschritten. 
Durch die gewerblichen Nutzungen innerhalb der benachbarten Halle des Herrn Kiening, mit Betrieb einer 
Lagernutzung und einer Käserei, wird zur maßgeblichen Tageszeit der Immissionsrichtwert der TA Lärm 
von 55 dB(A) noch mindestens 22 dB(A) unterschritten. Eine Nachtnutzung ist durch die Nutzungseinheiten 
nicht gegeben. 
Und kommt zu der Aussage: 
„...dass auf Basis der vorliegenden Planungsgrundlagen und schalltechnischen Ansätze keine Festsetzun-
gen zum Lärmschutz getroffen werden müssen.“  
In der schalltechnischen Untersuchung wurde die eingeführte86, mittlerweile zurückgezogene DIN 
18005-187 mit dessen Beiblatt 1 verwendet. Es wird davon ausgegangen, dass sich durch die neue Fassung 
der DIN 1800588 keine grundsätzlich neuen Erkenntnisse ergeben. 
Damit sind keine Bedenken gegenüber gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen erkennbar. 

7.6. Dienstleistungsrichtlinie 

Nach der Dienstleistungsrichtlinie im Binnenmarkt89 (DL-RL) dürfen bestimmte nationale Vorschriften, die 
die Niederlassungsfreiheit und die Dienstleistungsfreiheit einschränken, keine Diskriminierung aufgrund 
der Staatsangehörigkeit oder des Wohnsitzes darstellen, müssen durch zwingende Gründe des Allgemein-
interesses gerechtfertigt sein und dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. 
 

Der EuGH90 sieht in seinem Urteil vom 30.01.2018 die Anwendbarkeit der Dienstleistungsrichtlinie trotz des 
Erwägungsgrund 991, so dass auch die Tätigkeit des Einzelhandels mit Waren eine Dienstleistung im Sinne 
des Art. 4 der Dienstleistungsrichtlinie 92darstellt. Als Dienstleistungen im Sinne von Art. 50 des Vertrags 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft93 gelten daher insbesondere gewerbliche, kaufmännische, 
handwerkliche und freiberufliche Tätigkeiten. 
 

Die Festsetzung zum Ausschluss der ausnahmsweisen zulässigen Nutzungen und der Mobilfunkanlagen 
stellt  
- weder eine direkte noch eine indirekte Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit oder - bei 

Gesellschaften - aufgrund des Orts des satzungsgemäßen Sitzes dar (Nicht-Diskriminierung); 
- ist durch zwingenden Grund des Allgemeininteresses, hier der städtebaulichen Notwendigkeit (siehe 

Ziffer 6.1.2) gerechtfertigt (erforderlich) und 

 
85  Ingenieurbüro Kottermair GmbH, Schalltechnische Untersuchung zur 2. Änderung und Erweiterung des Bebau-

ungsplanes Nr. 33 mit der Bezeichnung „Birkenstraße“ im Ortsteil Niederroth der Marktgemeinde Markt Inders-
dorf, Landkreis Dachau, Auftrags-Nr. 7469.1/2022-RK, vom 09.02.2022 

86  Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministerium des Inneren vom 03.08.1988, Nr. II B 8-4641.1-001/87 
87  DIN 18005-1: Schallschutz im Städtebau - Teil 1: Grundlagen und Hinweise für die Planung, Ausgabe 2002-07, 

mit Beiblatt 1: Schallschutz im Städtebau; Berechnungsverfahren; Schalltechnische Orientierungswerte für die 
städtebauliche Planung, Ausgabe 1987-05, jeweils Beuth Verlag Berlin 

88  DIN 18005: Schallschutz im Städtebau - Grundlagen und Hinweise für die Planung, Ausgabe 2023-07, mit Bei-
blatt 1: Schallschutz im Städtebau – Beiblatt 1: Schalltechnische Orientierungswerte für die städtebauliche Pla-
nung, Ausgabe 1987-05, jeweils Beuth Verlag Berlin 

89  Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleis-
tungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36)  

90  EuGH U 30.01.2018 C-360/15 C-31/16“ 
91  Erwägungsgrund 9 Satz 2 Dienstleistungen-Richtlinie: "Sie findet somit keine Anwendung auf Anforderungen 

wie… …Vorschriften der Stadtentwicklung oder Bodennutzung, der Stadtplanung oder Raumordnung, Baunor-
men …" 

92  Art. 4 Satz 1 Nr. 1 Dienstleistungen-Richtlinie: „‘Dienstleistung‘ jede von Artikel 50 des Vertrags [zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft] erfasste selbstständige Tätigkeit, die in der Regel gegen Entgelt erbracht wird;“ 

93  Art. 50 (ex-Art. 60) des Vertrages zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft i.d.F. vom 02.10.1997 Zuletzt 
geändert durch den Vertrag über den Beitritt der Republik Bulgarien und Rumäniens zur Europäischen Union vom 
25.04.2005 (ABl. L 157 vom 21.06.2005 S.11) m.W.v. 01.01.2007 
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- ist zur Verwirklichung des mit ihr verfolgten städtebaulichen Ziels einer Wohnnutzung (siehe Ziffer 1.2) 
geeignet; sie geht auch nicht über das hinaus, was zur Erreichung dieses städtebaulichen Ziels erfor-
derlich ist. Weniger einschneidende Maßnahmen als die Festsetzung zum Ausschluss der ausnahms-
weisen zulässigen Nutzungen und der Mobilfunkanlagen, die zum selben Ergebnis führen, sind nicht 
erkennbar. (verhältnismäßig)  

7.7. Mehrverkehr 

Durch die Bebauung entsteht eine planbedingte Verkehrszunahme. Grundsätzlich kann auch das Interesse 
eines deutlich außerhalb des Plangebietes gelegenen Grundeigentümers, vor den Auswirkungen des Zu- 
und Abgangsverkehrs des Plangebietes verschont zu werden, abwägungserheblich sein. Erforderlich ist 
hierfür zunächst eine klare Zuordnung des Verkehrs zum Geltungsbereich, der über die bestehende Bach-
straßen an das überörtliche Straßennetz angebunden ist. Erforderlich ist darüber hinaus, dass die planbe-
dingte Lärmbelastung eine gewisse Erheblichkeit aufweist. Da die Abschätzung des Verkehrsaufkommens 
für den Geltungsbereich unter der Bagatellgrenze von nicht mehr als 200 Fahrzeugbewegungen pro Tag 
prognostiziert wurde, geht der Marktgemeinderat davon aus, dass sich die Zunahme des Verkehrslärms 
nur unwesentlich auf Nachbargrundstücke bzw. die Grundstücke entlang der nördlichen Bachstraße aus-
wirkt und damit hinnehmbar ist. 

7.8. Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung 

Durch die Neuaufstellung des Bebauungsplanes entstehen Eingriffe in Natur und Landschaft, welche die 
Gestalt und die Nutzung von Grundflächen verändern und die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Na-
turhaushaltes und des Landschaftsbildes beeinträchtigen. Entsprechend der Ausführungen des Umwelt-
berichts94 erfolgt die Abhandlung der Eingriffsregelung nach der vereinfachten Vorgehensweise (Check-
liste) des Leitfades „Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft“95. 
Die gewählten wirksamen Vermeidungsmaßnahmen und festgesetzten Maßnahmen zur Durchgrünung 
bzw. Lebensraumverbesserung sind im Hinblick auf die Ziele und Grundsätze des Naturschutzes und der 
Landschaft geeignet, den Eingriff zu kompensieren. 

7.9. Sonstige Auswirkungen  

Durch die Aufstellung und Verwirklichung des Bebauungsplanes ergeben sich keine erheblich nachteiligen 
Auswirkungen auf die Lebensumstände der in der Umgebung wohnenden und arbeitenden Menschen.  
 

Sonstige mehr als geringfügige, schutzwürdige und erkennbare Belange sind nicht ersichtlich. 
 

Bestandteil: Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 33 „Birkenstraße – 2. Änderung und Erwei-
terung“, TOPgrün GmbH, Stand 18.10.2023  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Markt Indersdorf,      Fürstenfeldbruck 
 
 
..............................     ..............................     
Franz Obesser      Frank Bernhard Reimann   
1. Bürgermeister     Architekt+Stadtplaner  

 
94  TopGrün GmbH, Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 33 „Birkenstraße – 2. Änderung und Erweiterung“ Stand 

07.09.2023, Ziffer 4.2: „Die Prüfung, ob ein ausgleichspflichtiger Eingriff vorliegt, erfolgt durch die Abhandlung der 
sog. Checkliste zur vereinfachten Vorgehensweise (vgl. Anhang). Für das Maß der baulichen Nutzung wird dabei 
eine GRZ von 0,27 für die Hauptgebäude (ohne Terrassen) angenommen. Da in dieser Checkliste alle Fragen mit 
ja beantwortet werden können, entsteht kein weiterer Ausgleichsbedarf.“ 

95  Bayerischen Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr, Bauen im Einklang mit Natur und Landschaft, 
Eingriffsregelung in der Bauleitplanung, ein Leitfaden, 2021 


